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Die Texte stammen von verschiedenen Aktivi-
stInnen u.a. aus Anti-Atom-Gruppen und der Dis-
kussion im Hoppetosse-Netzwerk für kreativen
Wider-
stand.

Aktion statt Spenden! Oder beides ...
Eine Variante: Die Pro-Demokratie-Aktion von
Attac und Gewerkschaften am 14.9. wird von Papi
Staat mit über 100.000 Euro gefördert − die Ge-
werkschaften werden für Rotgrün, Attac für die
Tobin Steuer werben. Die andere: Herrschafts-
kritische Positionen haben bei Papi keine Chan-
ce, wir wollen auch keine Papi-Figuren. Wir brau-
chen nicht viel Geld, da wir nicht mit Einheitsfah-
nen, Einheitspressesprecher, Einheit überall an-
treten und uns mehr selbst organisieren, d.h.
kreativ agieren. Doch ein bißchen wäre nett ... für
diese Zeitung und Materialien für kreative Akti-
on. Daher unser Spendenkonto:

„Förderverein/Spenden&Aktionen“
Nr. 92881806

Volksbank Gießen, BLZ 513 900 00
Wer eine Spendenquittung will, sollte das mit
Adresse und Namen auf dem Ü-Schein oder bes-
ser direkt an uns mitteilen.

Die Zeitung ist abgefahren. Ich will mehr!
O.K. Das ist kein Problem. Solange wir welche
haben, verschicken wir die auch. Nett wäre,
wenn Ihr ein bißchen Kohl aufbringen könntet.
Richtwert: 20 Cent pro Exemplar − plus Porto.
Rechnungen können wir ausstellen. Be-
stelladresse ist: Greschka Schroiberwelle, Lud-
wigstr. 11, 35447 Reiskirchen, 06401/90328-3,
Fax -5, projektwerkstatt@apg.lahn.de.

Wichtig bei Mengen über 10 Stück: Paketfähige
(nicht: Postfach!) Adresse angeben, wenn nötig
mit Zusatztipps (x.ter Stock, bei blabla klingeln
u.ä.) und Telefonnummer (damit Paketdienst
auch anrufen kann). Und fürs Porto sparen: Wer
noch Bücher und Materialien mitbestellen will,
sollte das dann gleich mit angeben. Die Materia-
lienliste befindet sich auf der letzten Seite der
BewegungsmelderIn − dabei auch gute Materia-
lien für Büchertische.
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Wir leben im Jahr ... eigentlich egal, es kommt ständig vor: Wieder mal Wahlen. Wieder mal nachdenken,
wer uns regiert − und vergessen, ob wir überhaupt regiert werden wollen. Diesmal noch, um das und das zu
erreichen oder zu verhindern. Danach können wir ja andere Sachen machen ... so schleppt es sich hin. De-
mokratie hält uns davon ab, die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen. Dabei ist ein Kreuz auf der Castorstrek-
ke schon soviel geiler als auf dem Wahlzettel − „es kommt drauf an, wo Sie Ihr Kreuz machen“ ... mal anders
gedacht. Und wieviel schöner ist eigentlich, sich die Welt anzueignen für ein Leben ohne Herrschaft und
Verwertung? Zuerst quadratmeterweise − Häuser, Reclaim-the-Streets, Plätze, Züge, Fabriken (aneignen
statt um mehr Geld betteln!!!). Und dann ganze Stadtteile, Orte. Staatsfreie Zonen, von denen bunte Wider-
ständigkeit ausgeht. Ach ja ... es wäre wirklich schön. Darum:

Neue
Reader:

Herrschaftskritik konkret: Analysen, Texte, Alternativen ... A4, 6 €
HierarchNIE! Dominanz in Gruppen, Entscheidungsfindung von unten ... A4 6 €
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intro
Eine Zeitung gegen Wahlen? Aber
das ist doch das einzige an Mitbe-
stimmung, was in der Demokratie
bleibt ...

Eben! Weil die Demokratie ein
System ist, in dem es
keine
tat-
sächli-
che
Mitbe-
stim-
mung
gibt,
sondern
nur das
Wählen
derer, die
einen be-
herrschen,
leh- nen
wir auch
die Wahl
ab. Es ist Ak-
zeptanzbe-
schaffung,
nichts mehr. Zu-
dem stehen nur ziemlich ähnliche
Alternativen zur Wahl. Eben Par-
teien, die demokratisch regieren
wollen. Das ist kein Zufall, son-
dern System. Darum ist auch da
Besserung gar nicht möglich.

Wir träumen von etwas ganz an-
derem.
Wahlen
sind die
Chance, das öffentlich zu benen-
nen, Diskussionen anzuzetteln,
Gegenmodelle aufzubauen und
die Herrschaftssysteme anzugrei-

leider nicht die letzten sein. Dar-
um gilt alles weiter − auch die In-
ternetseite www.wahlquark.
de.vu, auf der wir weiter neue

Ideen und Berichte zu-
sammenstellen wer-
den. Mitwirkung er-
wünscht. Und nun ...
loslegen. Laßt uns
Wahlen zu Festen

gegen Herrschaft und für eine
bunte Welt der Selbstbestim-
mung machen!

Wahlen stehen an. In diesem Text
geht es zunächst einmal um die
Frage, was an Wahlen auszuset-
zen ist, vor allem im Rahmen ei-

ner umfassenden Kritik an Herr-
schaftsstrukturen. Der zweite Teil
beschäftigt sich kritisch mit den
Argumentationen von „links“, die
sich für Wahlbeteiligung ausspre-
chen. Im abschließenden dritten
Teil geht es dann darum, welche
Formen des Widerstands und der
inhaltlichen Vermittlung denkbar
sind und wie sie sich kombinieren
lassen. Wie stehen Wahlboykott
und Antiwahl zueinander? Was
können wir tun?

1. Aspekte einer Wahl-,
Parlamentarismus und
Herrschaftskritik

Kritik an Wahlen hat eine lange
historische Tradition, vor allem
von anarchistischer Seite. Die
hier aufgezählten Aspekte sind si-
cher unvollständig; sie spiegeln
das wieder, was für uns Aktionen
gegen Wahl und Herrschaft aus-
machen sollte. Sie sind für euch
hoffentlich weniger
rein theoretisches Wis-
sen, sondern ein Hin-
tergrund für Protest,
kreative Aktionen und
Gegenöffentlichkeit.
Denn ohne klare Posi-
tionen macht es kei-
nen Sinn, in die öffent-
liche Debatte einzu-
greifen. Antiwahlak-
tionen sind „nur“ so
gut, wie sie die Kritik
an Herrschaft und
eure Gegenbilder
dazu vermitteln!

Stellvertretung, Wahlen und
Herrschaft als Prinzip an-
greifen

Es geht nicht darum, welche Par-
tei wählbar, „links“ oder richtig
ist. Das Problem ist, dass es Par-
teien gibt, dass es Regierungen
und Apparate gibt, welche ihre
Interessen gewaltsam durchsetz-
ten können. Selbst wenn Herr-
schaft „gute“ Ergebnisse produ-
ziert, ändert sich neben Details
am Ganzen nichts, d.h. die auto-
ritäre Ebene bleibt: Auch die För-
derung so sinnvoller Technologi-
en wie Windrädern ist scheiße,
wenn sie gegen den Willen der
Bevölkerung und Naturschutz-
Argumente in die Landschaft ge-
setzt werden können. Daher:
Weg mit allen abgehobenen Gre-
mien, erweiterten Entscheidungs-
befugnissen und Durchsetzungs-
möglichkeiten! Keine Stellvertre-
tung!

Herrschaft demaskieren

Wahlen stützten ein System, dass
auf Herrschaft beruht. Herrschaft
bedeutet u.a., Entscheidungen

über die Köpfe anderer hinweg
treffen und durchsetzen zu kön-
nen, deren Folgen von ganz an-
deren Menschen getragen wer-
den müssen. Autobahnen, Atom-
kraftwerke würden nicht gebaut,
wenn die dort lebenden Men-
schen selbst entscheiden dürften.
Unterschiede der Menschen wer-
den benutzt, um Abhängigkeits-
verhältnisse zu etablieren, die im
Sinne des Auf- bzw. Abwertens
von Menschen eingesetzt wer-
den. Herrschaft festigt sich in be-
wertenden Denkschemata und in
konkurrierendem Verhalten.
Demgegenüber steht das Zusam-
menleben in Kooperation, wo-

durch Abhängigkeitsverhältnisse
− wie Lohnarbeit − abgebaut
werden können und natürliche
Abhängigkeiten − wie die Nah-
rungsmittelproduktion − nicht in
Hierarchien münden müssen.

Wahlen eignen sich als Aufhänger
für Aktionen, weil sie in der de-
mokratischen Propaganda als der
Ausdruck von Freiheit
schlechthin dargestellt und als
zentrales Unterscheidungskriteri-
um in Abgrenzung zu totalitären
Staaten herangezogen werden.
Tatsächlich täuschen Wahlen nur
darüber hinweg, dass alles We-
sentliche nicht von den Men-
schen entschieden werden kann.
Im Gegensatz zur Diktatur be-
schafft
sich die
Demo-
kratie über Wahlen und damit
verbundenen Mythen die Akzep-
tanz der Menschen.

Wichtig dabei ist, sich nicht auf
Wahl und staatliche Herrschaft zu
beschränken, sondern in all ihren
Formen zu benennen & die da-
hinter stehenden Logiken anzu-
greifen: Die Eigentums- und Ver-
wertungslogik des Marktes, Nor-
mierungen, der Terror der er-

zwungenen Zwei-
geschlechtlich-
keit* Diskriminie-
rung und Unter-
drückung auf-
grund des Alters,
patriarchale
Strukturen,

Psychatrisierung,
(Sozial-)Rassis-
mus, Kolonialis-
mus, ExpertIn-
nentum usw.

Herrschaft zerschlagen statt
erobern!

Herrschaft ist kein Weg zur Herr-
schaftsfreiheit! Vor diesem Hin-
tergrund ist es wichtig zu zeigen,
wie Herrschaft die verändert, die
mit ihr die Welt verändern woll-
ten, wie es die zahlreichen „lin-
ken“ Parteien in D-Land und an-
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fen. Davon handelt diese Zei-
tung. Sie stellt Argumente gegen
Herrschaft, Demokratie und
Wahlen zusammen, gibt Aktions-
ideen wei-
ter, die sich
hier ge-
sammelt

haben.
Und be-
richtet
über
Hinter-
gründe
und Alternativen − Netzwerke,

die an einer
„Gesellschaft
von unten“

werkeln. Die Zeitung ist entstan-
den vor der Bundestagswahl
2002. Aber diese Wahlen werden

derswo vorhat-
ten. Herr-
schaft mitsamt
ihren Struk- turen sind
keine neutralen Mittel. Dass die
PDS sich wie die SPD und Grü-
nen (nur noch schneller) ans herr-
schende System angleichen wird,
ist nicht auf individuelles Versa-
gen oder moralischen Verfall
zurück zu führen, sondern die
konsequente Folge von finanziel-
len Abhängigkeiten, Sachzwän-
gen, Erwartungshaltungen und
dem Interesse am Machterhalt an
sich. All das ist im System struktu-
rell verankert.

Zudem basiert die Idee, dass es
wichtig sei, selbst an den „Schalt-
hebeln“ der Macht zu sitzen, auf
der vereinfachenden Vorstellung,
Herrschaft sei lokalisierbar, wahl-
weise als Kapital oder die Herr-
schenden usw. Neben der Fixie-
rung auf den Staat wird dabei ver-
kannt, dass Herrschaft nicht auf
Hauptwidersprüche oder zentra-
le Instanzen zurückgeführt wer-
den kann, sondern ein durchgän-
giges Prinzip darstellt, dass die
gesamte Gesellschaft durchzieht.
Widerstand gegen Herrschafts-
verhältnisse muss also die Logi-
ken von Herrschaft in all ihren
Ausformungen angehen.

Alle historischen Beispiele − und
davon gibt
es bereits
zu viele! −

belegen, wie der Aufstieg zur
Macht sich auswirkt, wie sich
Menschen von den ursprüngli-

chen Zielen ent-
fernen, sich bru-
talisieren und vor
allem am
Machterhalt in-
teressiert sind.
Das sind keine
Zufälle! Über Par-
teienpolitik, über
die Beteiligung
an Herrschafts-
strukturen ist eine
bunte, befreite
Gesellschaft

nicht zu errei-
chen! Und wir
haben keinen

Bock mehr, dass „wir“ die Fehler
der Menschen vor uns endlos
wiederholen. Lasst uns mal unbe-
kannte Wege gehen, um freiere
Verhältnisse zu schaffen, die nicht
auf Beteiligung an Herrschafts-
strukturen oder dem Aufbau zen-
tralistischer, hierarchischer Appa-
rate setzen. Also ... loslegen mit
Selbstorganisierung, dem Aufbau
von emanzipatorischen Basis-
strukturen, Freiräumen und Netz-
werken!

Gegenbilder aufzeigen

Proteste gegen Wahlen sind mit
Politikverdrossenheit kompatibel,
wenn sie sich auf Wahlboykott
bzw. den Angriff auf Wahlen be-
schränken. Daher ist es wichtig,
über die Kritik an Herrschafts-
strukturen hinaus Visionen einer
befreiten Gesellschaft zu entwik-
keln, einer Welt ohne Markt &
Staat, ohne Einteilungen in Ge-
schlechter, „Rassen“ oder homo-
gene Kulturen, ohne Normierun-
gen. Dazu gehört: Hierarchiefreie
Modelle der Entscheidungsfin-
dung für Gruppen und Organisie-
rung entwickeln, anwenden und
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*Gemeint ist die Ein-
teilung von Men-
schen in Männer und
Frauen und ihnen zu-
geschriebenen Wer-
tigkeitsunterschieden
und Eigenschaften,
mit denen v.a. die
Diskriminierung von
Frauen und Hierar-
chisierungsprozesse
gerechtfertigt wer-
den.

Über Wahlaufrufe, Wahlboykott und Antiwahlaktionen

wählen.boykottie-
ren.sabotieren.
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„Das kleinere Übel wählen“

Auch diese Argumentation setzt
auch auf der Theorie der zwei
Haufen Scheiße auf. Doch das,
was als „kleineres Übel" benannt
wird, das, was noch als wählbar
gilt, ist in den letzten Jahrzehnten
immer schlimmer geworden.
Hier zeigt sich, wie sich solche
Logik in sich selbst verfängt:
Wann ist der Punkt erreicht, wo
Schluss ist, wo wir anfangen, wi-
derständig zu werden & das Le-
ben selber in die Hand zu neh-
men? Faktisch erfüllt diese Logik
eine Ruhighaltefunktion, die ver-
hindert, dass Menschen eigene
Perspektiven entwickeln, die sich
jenseits von parlamentarischen
Strukturen bewegen. Schluss mit
dem Vertrösten ... auch die beste
Scheiße stinkt: Wir wollen gar
kein Übel mehr, sondern ein
gutes & glückliches Leben für al-
le!

3. So what to do?
Wahlboykott? Ungültig
wählen?

Ziel von Wahlboykott ist im be-
sten Fall, durch die massenhafte
Umsetzung zu signalisieren, dass
die Bevölkerung keine Lust auf
demokratische Fremdbestim-
mung hat. Zusammen mit einer
öffentlichen Skandalisierung soll
dem Wahlmechanismus die Legi-
timation und Akzeptanz entzo-
gen werden. Ungültiges Wählen
soll das sichtbar machen, da
ungültige Stimmen in der Statistik
auftauchen. Dazu kommt der fi-
nanzielle Aspekt, da nur gültige
Stimmen Geld für Parteien brin-
gen (Rückerstattung für den
Wahlkampf).

Wahlboykott ist nicht per se ge-
gen Fremdbestimmung und staat-
liche Herrschaft gerichtet. Immer
wieder wurde und wird er sogar
von demokratiefreundlichen Kei-
sen als Aktion zur Forderung
nach mehr Demokratie einge-
setzt. Und bei Volksentscheiden
kann er z.B. als taktisches Mittel
einer Fraktion eingesetzt werden,
um damit die nötige Mindestbe-
teiligung auszuhebeln. Wahlboy-
kott erhöht in diesem Fall mögli-
cherweise die Wahrscheinlich-
keit, dass es keinen Beschluss gibt
− was ja im Sinne derer ist, die
z.B. eine Straße, ein Parkhaus
oder ein Windrad ohne BürgerIn-
nenbeteiligung in die Gegend set-
zen wollen. Teilweise wird Wahl-
boykott auch damit begründet,

dass mensch sich von den existie-
renden Parteien nicht vertreten
fühle. Damit wird aber die Herr-
schaftsstruktur Parlamentarismus
prinzipiell anerkannt, das Grün-
den immer neuer Parteien ge-
rechtfertigt. Wir wollen aber von
keiner Partei vertreten werden,
egal wie „gut“ sie ist!

All das sind keine Argument ge-
gen Wahlboykott, sondern gegen
die alleinige Fixierung darauf.
Sinnvoll ist er in der Kombination
mit inhaltlicher Vermittlung, eige-
ner (Gegen-)Öffentlichkeitsarbeit
und weiteren Aktionen, die in die
Debatte eingreifen, klare Positio-
nen und Visionen benennen usw.

Antiwahlaktionen?

Antiwahl steht nicht im Wider-
spruch zu Formen des Wahlboy-
kottes, setzt allerdings auf einer
anderen Ebene an. In der linken
Debatte werden leider nur zwei
Positionen (Wählen vs. Wahlboy-
kott) zugelassen und differenzier-
te Argumentationen erschwert.
Ein Unterschied zum Wahlboy-
kott ist, das dieser für Antiwahl
überhaupt nicht die zentrale Fra-
ge ist: Es nicht entscheidend, wer
wählen geht oder nicht, sondern
das Prozesse initiiert werden, die
das Bewusstsein der Menschen
dahingehend verändern, Wahlen
& Herrschaft nicht mehr anzuer-
kennen, sondern gemeinsam
nach selbstorganisierten Ge-
genentwürfen zu suchen.

Die Frage ist eher: Wie kann eine
Vermittlung herrschaftsfeindli-
cher Positionen gelingen? Daher
sucht Antiwahl nach Interventi-
onsformen, die eine Kommunika-
tion zu möglichst vielen Men-
schen herstellen, auf deren Basis
dann Gespräche über den Un-
sinn von Wahlen und Herrschaft
möglich sind. Lasst uns Wahlver-
anstaltungen und Wahllokale in
unsere Aktionsfelder verwan-
deln! Auch Wahlinfostände von
Parteien bieten sich an; erinnert
sei an den gefakten FDP-Info-
stand der Titanic-Redaktion, be-
stückt mit überzeichneten antise-
mitischen Plakaten. All das in der
Hoffnung, dass möglichst viele
Gruppen und Menschen auf das
Repertoire direkter Aktion
zurückgreifen, um gegen Wahlen
& Herrschaft anzustänkern ver-
stecktes Theater, Subversion,
Kommunikationsguerilla, Re-
claim The Streets usw. Einige An-
regungen dazu findet ihr im Ak-
tionsteil auf den letzten Seiten. 

Demokratie runterfahren ... Selbstbestimmung installieren

Eine grundlegende
Kritik
Demokratie ist die
zur Zeit weltweit
vorherrschende
Form von institu-
tionalisierter,

staatlicher Herr-
schaft. Ihr besonderes Merkmal
ist dabei die Form der Akzeptanz-
beschaffung, die Mechanismen,
mit denen die Demokratie die
Zustimmung der Menschen orga-
nisiert.

Demokratie bedeutet Volksherr-
schaft ... ein verräterischer Be-
griff! Demokratie funktioniert so-
mit immer über den Bezug auf ei-
nem imaginierten, organischen
„Volkskörper“, dessen Willen die
gewählten VertreterInnen angeb-
lich vertreten. Diese Argumenta-
tion, die Idee von „Völkern“,
kommt nicht ohne Grenzen aus
und basiert immer auf dem Aus-
schluss von Gruppen und Men-
schen, die als anders definiert
werden.

Volksherrschaft meint, dass sich
das „Volk“ selbst regiert und der
Wille der Mehrheit ausgeführt
wird. Selbst wenn das so wäre,
handelte es sich um Herrschaft,
die nichts mit der Vision einer be-
freiten Gesellschaft zu tun hätte,
da dort immer unterdrückte Min-
derheiten geschaffen würden.
Tatsächlich ist nicht einmal das
der Fall: Bei Wahlen entscheidet
nicht die Mehrheit der Menschen,
die in einem Staat leben. Zum ei-
nen ist die Wahlbeteiligung in vie-
len Staaten sehr niedrig, weshalb
prozentuale Hochrechnungen
wenig Aussagekraft haben. Über-
haupt nicht bedacht wird weiter-
hin, das Kinder, MigrantInnen
oder entmündigte Menschen
nicht wählen dürfen (obwohl Ge-
setze usw. auch für sie gelten).
Würden die abgegebenen Stim-
men auf alle Menschen innerhalb
des Regierungsbezirks hoch ge-
rechnet, wäre offensichtlich, dass
selbst hinter scheinbar eindeuti-
gen Wahlergebnissen nur einTeil
der Menschen steht, der häufig
katastrophal gering ist.

Es wird nicht das beschlossen,
was die Mehrheit will. Selbst
wenn alle wählen dürften & wür-
den − auf die Entscheidungen im
Parlament haben die Menschen
keinen Einfluß. Gesetze, die für
Millionen gelten sollen, werden

hier von wenigen entschieden. Es
ist also völlig absurd, von Mehr-
heitsentscheid zu sprechen,
wenn mensch nicht unterstellt,
dass die ParteienvertreterInnen
vom Willen der Menschen telepa-
thisch kontrolliert werden. Es gibt
Beispiele, die das belegen: Die
Mehrheit der Menschen in D-
Land ist gegen Atomkraft und
Gentechnik − doch das interes-
siert nicht. Bei genauerer Betrach-
tung zeigt sich, dass in der Demo-
kratie nur wenige Entscheidun-
gen treffen. Die tatsächlichen
Möglichkeiten der meisten Men-
schen, Leben und Umgebung
selbstbestimmt zu gestalten, an
Entscheidungsprozessen teilzu-
nehmen, unterscheiden sich
kaum von anderen Regimes ... bis
auf die Wahl der jeweils „Herr-
schenden“.

Der Glaube, VertreterInnen wür-
den den Willen der Menschen re-
präsentieren, die Mehrheit würde
entscheiden, spiegelt nicht die
demokratische Wirklichkeit. Es
sind Mythen, die ständig wieder-
holt werden, Diskurse, die fest in
den Köpfen verankert sind. Auch
wenn diese bei vielen bröckeln,
so fehlen die Visionen, was bes-
ser sein könnte. Durch diese My-
then kann Demokratie breite Zu-
stimmung herstellen und ist daher
weniger auf offene Gewalt ange-
wiesen. Sie machen es leichter,
dass Menschen ihre Zurichtung
durch Erziehung, Schule, Soziali-
sation annehmen, ihre Beherr-
schung verinnerlichen und sich
dabei frei fühlen ... innerhalb vor-
gegebener Rollen natürlich.

Trotzdem gibt es Kontroll- und
Gewaltapparate wie Polizei, Knä-
ste und Militär, die den Markt
durchsetzen usw. In kritischen Si-
tuationen stehen alle Möglichkei-
ten bereit, gewaltsam gegen
Aufsässige und unerwünschte
Menschen vorzugehen, Grund-
rechte aufzuheben und sich da-
bei weitestgehend an totalitäre
Systeme anzugleichen. Ausgren-
zung, Abschiebungen und Re-
pression sind schon heute für Mi-
grantInnen, Unangepasste und
(in geringerem Ausmaß) politi-
sche AktivistInnen ein nicht weg
zu denkender Teil demokrati-
schen Normalbetriebs.

Mehrheitsabstimmungen, die für
alle gelten sollen, bedeuten im-
mer Herrschaft. Sie setzen Orga-
ne voraus, welche die Entschei-
dungen durchsetzen. Auch radi-
kaldemokratische Ansätze verla-
gern dieses Problem höchstens.
Auch nach der Überwindung des
Kapitalismus ist z.B. nicht zu er-
warten, dass StellvertreterInnen
das tun, was die Menschen wün-
schen, es keine Seilschaften mehr
gibt usw. Außerdem ist fraglich,
ob es nicht auch hier weiter Poli-
zei, Knäste usw. geben muß, um
Entscheidungen durchzusetzen.
Die Demokratisierung aller Le-
bensbereiche und Direkte Demo-
kratie können als „Zwischenstu-
fe“ in einem emanzipatorischen
Prozess gesehen werden, ohne
dabei stehen zu bleiben. Weiter-
gehender wären Gesellschafts-
modelle, in denen Autonomie
und Vielfalt von Lebensformen
geschützt und bewusst gefördert
werden. Also im besten Falle eine
Welt ohne Herrschaftsstrukturen,
die irgend etwas durchsetzen
können, und in der Menschen so
„gezwungen“ sind, frei zu koope-
rieren.

Im Kontext von Demokratiekritik
ist diese visionäre Ebene sehr
wichtig, um zu verdeutlichen,
dass wir keine Verschärfung von
Herrschaft wollen − um klare
Grenzen zu antidemokratischen
Parolen rechter bzw. faschisti-
scher Gruppen zu ziehen, denen
selbst die Minimitbestimmung
der Demokratie zu viel ist. Her
mit viel mehr Selbstbestimmung,
mehr Dezentralität und Autono-
mie! Wahlen sollen nicht einfach
abgeschafft, sondern durch Mo-
delle ersetzt werden, die sich an
der maximalen Beteiligung der je-
weils Betroffenen ausrichten und
Selbstbestimmung erhöhen. Und
das als ständiger, offener Prozess
in Richtung Herrschaftsfreiheit!

Noch mehr Demokratie
droht!
Demokratie ist eine Herrschafts-
form − Volksherrschaft eben. Eine
spezifische Idee dieser Form von
Hierarchisierung der Gesellschaft
ist, über den Mythos der Mitbe-
stimmung, des Mitredens- und
vor allem Mitwählen-Könnens
die Menschen als Verbündete zu
gewinnen. Sie basteln dann frei-
willig, fast enthusiastisch an ihrer
eigenen Fremdbestimmung mit.
Davon droht ständig mehr. Die
Modernisierung der Demokratie
bedeutet, daß immer mehr Le-
bensbereiche der Kontrolle durch
die sogenannte „Mehrheit“ (die ja
meist ein Konstrukt aus Wahlen,
Propaganda und Ausgrenzung ist)
unterworfen werden, die akzep-
tanzbeschaffende Werbung für
die Demokratie dabei zunimmt
und immer mehr HelferInnen bei
dieser Ausdehnung von Herr-
schaft integriert werden.

Direkte Demokratie
und mehr

Viele Gruppen bemühen sich um
Reformen der Demokratie. Fast
alle blenden dabei die Herr-
schaftsmechanismen der Demo-
kratie aus und hoffen auf bessere
Zeiten, wenn die Verfahren der

Abstimmungen verbessert wer-
den. Das kann im Detail auch tat-
sächlich mehr Mitbestimmung
bedeuten − doch das Vertre-
tungsprinzip bleibt und leider
(und ohne daß es nötig wäre!)
bleiben die Vorschläge im Rah-
men der Verhältnisse. Die aktuel-
len Vorschläge für direkte Demo-
kratie lassen wieder nur die ab-
stimmen, die auch wählen dür-
fen. Die Schere zwischen Deut-
schen und Nichtdeutschen, zwi-
schen Erwachsenen und Jugend-
lichen usw. wird weiter geöffnet.
Das ist nur ein Beispiel, eine um-
fassendere Kritik findet sich unter
http://www.thur.de/philo/uvu/
uvu12.html.

Global Governance

Governance bedeutet, daß zu-
künftig nicht mehr die Parteien,
sondern auch Wirtschaft und
NGOs regieren. Sie bläht Demo-
kratie auf, erweitert die Beteilig-
ten und schafft damit zum einen
erhöhte Akzeptanz, zum anderen
werden Herrschaftssysteme lei-
stungsfähiger, weil mehr Potential
an der Ausführung mitwirkt. Die
„VertreterInnen der Zivilgesell-
schaft“ suggerieren eine demo-

kratische Breite und bringen kriti-
sches Know-How ein. Tatsächlich
aber haben die Menschen keine
neuen Mitbestimmungsebenen −
ganz im Gegenteil: Während sich
die Debatte um Governance,
Nachhaltigkeit und Zivilgesell-
schaft ausbreitete, wurden Betei-
ligungsrechte immer mehr der
Standortpolitik geopfert. Das
wird so weitergehen − die Funkti-
onärInnen der NGOs werden zu
den Gewinnern der modernisier-
ten Herrschaft gehören. Die Men-
schen verlieren immer mehr
Freiräume, aber es gibt immer
mehr, die ihnen das Gegenteil er-
zählen. Die Propaganda für diese
Ideen besorgen nicht mehr die
Regierungen, sondern diejeni-
gen, die sich selbst zu den Vertre-
terInnen der „Zivilgesellschaft“
ernannt haben. Verklärend be-
schreibt z.B. Attac im Buch „Eine
andere Welt ist möglich!“ (2002,
VSA Hamburg, S. 146): „Alle Ge-
sellschaften, egal wie arm, haben
Organisationen, die Bauern, Ar-
beiterInnen, Frauen, die Ge-
schäftswelt und so weiter vertre-
ten, und die je nach Regierung
mehr oder weniger frei agieren
können.“ Alles wird gut ...

*Diskurs meint das
Zusammenspiel von
öffentliche Debatten,
Medien und gesell-
schaftlichen Institu-
tionen, die bestimmte
Denkmuster, Ansich-
ten und Erwartungs-
haltungen in den
Köpfen der Men-
schen produzieren.
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Fortsetzung von S. 1
 in die gesell-

schaftlichen
Diskurse

hinein- tragen.
Infor- matio-
nen streuen
über beste-
hende Projekte
und An- sätze, die
versuchen, trotz widriger Um-
stände Keimformen einer befrei-
ten Gesellschaft aufzubauen:
Freie Software, Umsonstläden,
Hausprojekte, gemeinschaftli-
cher Reichtum, Wagenburgen,
Netzwerke gegenseitiger Hilfe
und vieles mehr. Wir haben sehr
wohl Lust auf (Anti-)Politik, aber
nicht auf Regierungen, Konzerne
und Herrschaftslogiken!

Selbstorganisierung statt
Stellvertretung

In den nächsten Jahren wird sich
die Situation der meisten Men-
schen eher weiter ver-
schlechtern, nicht nur
ökonomisch. Statt Hoff-
nungen auf Parteien,
NGOs und Institutionen
zu setzen ist es schon
lange an der Zeit, sich
selbst zu organisieren!

Damit gemeint ist u.a. der Auf-
bau von Strukturen, die so weit
wie möglich Unabhängigkeit
von Staat und Markt ermögli-
chen, um uns aufzufangen und
den Abbau von Hierarchien
und Diskriminierungen voran
zu treiben. Auf der anderen
Seite gehört dazu ein organi-
sierter, noch zu schaffender
Widerstand von selbstbe-
stimmten Basisgruppen, Netz-
werken usw., die sich gegen die
Projekte der Herrschaft aufleh-
nen. Druck von unten aufbauen!

2. Kritik an
Wahlaufrufen
„Es gibt keine Wahl, die De-
mokratie gewinnt immer.“

„Wahlen sind weder ein Repressi-
onsinstrument der Herrschenden
noch dienen sie ihnen zur Aus-
beutung. Sondern: Sie dienen zur

Verschleierung von Repression
und Ausbeutung.“ (Wer die Wahl
hat, wählt die Qual ... in: Projektil
11/12)

Der Gang zur Wahlurne ist die
faktische Zustimmung zur eige-
nen Ohnmacht, zum demokrati-
schen Projekt. Jeder Aufruf zur
Wahl bedeutet daher auch, staat-
liche Herrschaft anzuerkennen
und mit zu legitimieren. So be-
treibt mensch in jedem Fall Wahl-
kampf für die Demokratie und re-
duziert das eigene Engagement
auf das Kreuz an der „richtigen“
Stelle. Wer wählt, wählt verkehrt!

Stoppt [...] ! Wahlaufrufe
von „links“

Es gibt immer wieder Wahlaufrufe
von „links“, die meinen, durch
Stimmangabe eine CDU-Regie-
rung o.ä. verhindern zu müssen.

Das Problem wird durch die
Zwei-Haufen-Scheiße Logik
aus dem Werner-Comic sehr
schön verdeutlicht: Einer
schlechten Variante wird eine
noch schlechtere gegenüberge-
stellt. Schon erscheint erstere
(Schröder) als die bessere Wahl.
Mit solch einer berechenbaren
Logik macht mensch sich selber
beliebig steuerbar; etwas, dass
z.B. die Wahlen in Frankreich
sehr gut gezeigt haben: Nach-
dem Le Pen in der ersten Runde
mit 17% an zweiter Stelle lande-
te, folgte eine unglaubliche Orga-
nisierung zur Rettung der Demo-
kratie, öffentliche Empörung,
Massendemonstrationen ... selbst
sozialistische und kommunisti-
sche Gruppen vergaßen jegliche
Kritik & stellten sich hinter den
rechten Chirac, der so im zweiten
Durchgang mehr als 80% der
Stimmen einheimste! Und in vier
Jahren ruft mensch hier vielleicht
auf, Stoiber zu wählen, weil ihm
ein noch größeres Arschloch ge-
genüber gestellt wird.

Aufrufe zur Wahl bzw. Verhinde-
rung einer bestimmten Partei,
konstruieren noch einmal, dass es
das Entscheidende sein soll, wer
,uns' regiert. So reduziert sich die
Debatte auf die Frage, welche die
„richtige" Partei an der Macht ist
und bewegt sich damit nur noch
innerhalb der parlamentarischen
Logik. Die entscheidende Frage
kann gar nicht mehr gestellt wer-
den: Stellvertretung oder Selbst-
bestimmung? Zudem produziert
dies einen Blick, der sich auf die
Abgabe der Stimmen verengt, oh-

ne zu sehen, dass damit
die Ohnmacht der Men-
schen festgeschrieben
wird: Das Problem sind
nicht rechte PolitikerIn-
nen bzw. Parteien, son-
dern die unzähligen Men-
schen, die so einer Politik,
zustimmen, sie still-
schweigend dulden oder
als einzige Aktion das
Kreuz dagegen propagie-
ren. Aufrufe von Antifas
(Wählen, um den Einzug

von Nazi-Parteien zu verhindern)
sind häufig entpolitisierend, weil
sie Widerstand durch Wählen er-
setzen bzw. darauf reduzieren.
Statt Wahlaufrufen wäre es sinn-
voller, sich zu überlegen, wie Pro-
zesse in Gang gesetzt werden
können, die das Bewusstsein der
Menschen verändern, ihre Selbst-
organisierung fördern und Wider-
ständigkeit wecken.
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in den neueren Zusammenhän-
gen jeweils andere Themen zum
Hauptwiderspruch. Nun war
plötzlich das Patriarchat die Aus-
gangsform aller Herrschaft usw. −
folglich mußte die Herrschaft der
Männer als erstes abgebaut wer-
den. Egal wie: Mit härteren Stra-
fen, mehr Staat oder Armeen. Ge-
gen den Rassismus war auch je-
des Mittel recht − mehr Polizei,
Knast usw. Letztlich war es immer
der Staat und dessen personalen
Herrschaftslogiken, die als große
Hoffnung am Himmel linker
(Nicht-)Visionen zu sehen waren
... als wäre das alles nicht schon
mal dagewesen sowie ständig
auch weiter gültig als Teil von
Herrschaft.

Vorläufige Einigung:
„triple oppression“

Zwischen den AnhängerInnen
der verschiedenen Richtungen
tobte der Streit − bis ein Teil eine
vorläufige Einigung fand. Die drei
Haupt-Widersprüche, die bis zu
diesem Zeitpunkt „erfunden“ wa-
ren, wurden einfach alle drei als
gültig anerkannt. Sie bestanden
so nebeneinander her und wer
von zwei oder gar drei dieser be-
troffen war (arme, dunkelhäutige
Frau) hatte es am schlechtesten.
Das war einfach. Die psychiatri-
sierten Menschen, Kinder und Ju-
gendliche und andere Unterdrük-
kungsverhältnisse blieben außen
vor − für sie gab es in der „Lin-
ken“ keine Lobby, z.T. nicht ein-
mal ein Fremdwort!

Insofern war die „triple oppressi-
on“ eher ein Bündnis als eine
Herrschaftsanalyse. Typisch dafür
waren die Organisierungsversu-
che Ende der 80er und Anfang
der 90er Jahre, z.B. das als Ab-
spaltung aus der ÖkoLi-Grün-
dung entstandene Bundestreffen
von  Basisgruppen und Einzelper-

sonen.

Neue Kritik
und „unity of
oppression“
Die Kritik an der
plumpen Sum-
mierung kam
dann aus unvor-
hergesehener Ek-
ke. Viele Tier-
rechtlerInnen

machten sich über
die verkürzte
Herrschaftstheo-
rie her, übersahen
weiter Kinder,
Psychiatrisierte
usw. und entdeck-
ten die Tiere als
unterdrückte

Gruppe. Spezie-
zismus nannte sie
ihre Theorie der
Unterdrückung
von nichtmen-
schlichen Arten,
„unity of oppressi-
on“ die neue wir-
re Analyse von
Herrschaftsver-
hältnissen. Die
Kritik an der Aus-
beutung von Tie-
ren ist wichtig und
in jedem Fall
zulässig als gesell-
schaftlicher

Kampf, die Herr-
schaftsmechanis-
men jedoch sind
grundsätzlich

nicht vergleichbar
− schließlich geht
es bei der Unter-

drückung von Menschen um eine
Zurichtung auf Rollen innerhalb
der Gesellschaft, die als herr-
schaftsfreie Alternative aus „Frei-
en Kooperationen“ bzw. „Freien
Vereinbarungen“ der Menschen

Herrschaftskritik im Überblick:

Es geht um mehr als die
Frage, wer regiert ...Internetseite zu

Herrschaftskritik

www.
projektwerkstatt.de/
herrschaft
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Weitersuchen: C.
Spehr, 2000: „Die
Aliens sind unter
uns“ (Siedler-Verlag).
www. rosaluxemburg
stiftung.de/
Einzel/Preise/
rlspreis.pdf
(Download von
„Gleicher als
andere“).

www.
outofthisworld.de
(Kongreß).
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Antisemitismus in
linken Gruppen:
www.
projektwerkstatt.
de/debatte/
antisemi.html,
www.antisemitis
musstreit.tk

Antideutsche im
Internet:
www.antideutsch. de,
www.bahamas-
redaktion.de,
www.copyriot.
com/sinistra.

6
Dieser Text verkürzt
die tatsächlichen
Abläufe sehr stark.
So werden Wider-
sprüche und abwei-
chende Strömungen
gänzlich ausgeblen-
det − sie waren und
sind aber immer vor-
handen und melde-
ten Bedenken bis
Protest gegen den
Polit-„mainstream“
an.

 $
Wilhelm Dietl

Die BKA-Story
(2000, Droemer in
München, 319 S.)

Einblicke in die Inne-
reien des Bundeskri-
minalamtes − es sind
weniger politische
Analyse als aneinan-
dergereihte Anekdo-
ten, die der Autor zu-
sammengetragen
hat. So entsteht ein
Bild einer Behörde
der Pannen, des
guten Bemühens und
der Eitelkeiten. Der
Autor selbst stammt
aus dem Milieu des
Sensationsjournalis-
mus.

T. Müller-Heidelberg
u.a.

Grundrechte-Re-
port 2001
(2001, Rowohlt in
Reinbek, 267 S., 8,50
Euro)

Nicht eine Statistik,
sondern eine Samm-
lung von kurzen Ab-
handlungen zu Ent-
wicklungen und Ver-
stössen gegen die
Grundrechte in der
Bundesrepublik
Deutschland. Nach-
einander werden die
verschiedenen Artikel
des Grundgesetzes
überprüft, wieweit sie
in der Praxis stand-
halten − von der un-
antastbaren Würde
der Menschen über
die Freiheit des Ge-
wissens bis zu
Gleichberechtigung
und Unverletzlichkeit
der Wohnung.

Für viele Men-
schen ist es heute
noch recht ein-
fach und früher

war das Stand aller „Linken“: Die
PolitikerInnen und die Firmen-
chefs, also „die da oben“, sind al-
le böse, von Kapitalinteressen
durchdrungen oder den Reizen
der Macht erlegen. Darum läuft
alles so scheiße, werden Kriege
geführt, die Reichen immer rei-
cher und die Armen immer ärmer,
geht die Umwelt vor die Hunde.
Und darum ist die Lösung auch,
die Mächtigen auszutauschen,
damit die „Richtigen“ das Richti-
ge machen. So werden neue Par-
teien gegründet oder Menschen
versuchen es selbst, per Gang
durch die Institutionen. Wer das
nicht als erfolgreich ansieht, greift
zum Mittel der Kontrolle, baut öf-
fentlichen Druck auf und fordert
mehr Regeln für die Mächtigen
oder einfach alle. So werden
neue Gesetze und Steuern gefor-
dert, Appelle geschrieben, Peti-
tionen eingereicht, Zeitungen ge-
druckt, Transparente geschwun-
gen oder Parolen gerufen.

Doch all das hat einen entschei-
denden Haken − es greift Herr-
schaft nicht an, sondern versucht
sie, für eigene Ziele einzusetzen.
Dahinter steht das Fehlen einer
Analyse von Herrschaft. Macht
wird neutral gesehen, Menschen
in ausführenden Positionen nicht
als Rädchen in einem System,
sondern als frei Handelnde be-
griffen. Immer wieder gehen poli-
tische Vorschläge sogar über den
bisherigen Herrschaftsrahmen
hinaus: Für die Tobin Tax oder die
Ökosteuer müssen neue Institu-
tionen und Kontrollen geschaffen
werden.
Nazis sol-
len in den
Knast, Ver-
gewaltiger
nie wieder
rauskom-
men.

Schutzge-
biete wer-
den inter-
national
immer öfter
von paramilitärischen Ökomili-
zen gesichert − rein kommt nur,
wer Geld hat (TouristInnen). Ar-
meen marschieren für die Um-
welt, die Menschenrechte und
die Befreiung der Frau. Solche
politischen Forderungen schaffen
eine Einheit aus den Institutionen
der Herrschaft und denen, die sie
kritisieren. Bei allen Unterschie-
den im Detail − beide Seiten hal-
ten an der Illusion fest, dass der
Staat, die Demokratie, die zentra-
listisch organisierte Gesellschaft
zum Positiven gewendet werden
können. Dabei übersehen wird:

è Herrschaft verstärkt konkurrie-
rendes Verhalten, weil Konkur-
renz, d.h. Durchsetzungsfähig-
keit, über Machtstrukturen im-
mer gestärkt sowie der Zwang
zum kooperativen Verhältnis
mit anderen Menschen über-
wunden werden können. So
können Metropolen der Peri-
pherie die Energiegewinnungs-
anlagen, Rohstoffgewinnung
und Mülldeponien aufzwingen
− um nur ein Beispiel zu nen-
nen.

èHerrschaft ist deutlich mehr als
die Institutionen der Herrschaft,
vielmehr sind Denkkategorien,
biologistische Schubladen,
Standardisierungen usw. For-
men der Herrschaft, die viel stär-
ker den Alltag der Menschen
berühren, bis in die entlegend-
sten Winkel des Lebensalltags
vordringen und so Denken und
Handeln kontinuierlich beein-
flussen. Herrschaftsfreie Räume
sind so gar nicht mehr herstell-
bar − wohl aber Räume in

denen Herrschaft ausgemacht
(erkannt, offengelegt) und aus-
gemacht (abgebaut, überwun-
den) wird!

Die Kritik an Herrschaftsverhält-
nisse hat eine lange Geschichte.
Viele ältere Theorien werden
noch heute hochgehalten, neuen
Ansätzen gegenübergestellt − oft-
mals feindselig, was gemeinsame
Debatten und Praxis verhindert.
Der folgende Text soll keine um-
fassende Herrschaftskritik aufstel-
len, sondern eine vereinfachte ge-
schichtliche Entwicklung sowie
die aktuellen Debatten und Texte
um Herrschaftskritik zeigen. Bei
vielen kurzen Einführungen sind
Links auf weitergehende Texte zu
finden. Das Nachforschen lohnt!

Personale Verhältnisse
werden zu Marktbezie-
hungen ...

Der Blick zurück in die Tiefen von
Fürstentümern, Monarchien bis
religiösen Regimes zeigen statt
ökonomischen vor allem perso-
nale Herrschaftsbeziehungen.
Die Mächtigen, ihre Clans und
Dynastien unterwarfen die Men-
schen in ihren Ländern mit plum-
per Gewalt, trieben Steuern ein
und sicherten ein Regime, in dem
viele Menschen zum Eigentum
wurden der Sklavenhalter, Lehns-
herren, Fürsten und Militärbe-
fehlshaber. Mit der Industrialisie-
rung des 18. Jahrhunderts, für Tei-
le der Bevölkerung schon vorher
in den bürgerlichen Handelsstäd-
ten, begann die Veränderung hin
zu marktförmigen Herrschaftsbe-
ziehungen. Diese hätten sich nie-
mals durchgesetzt ohne die per-

sonalen Be-
dingungen,
die den Men-
schen immer
mehr den Zu-
griff auf
selbstbe-

stimmtes Le-
ben nahmen.
Eigentum

wurde akku-
muliert, d.h.
immer weni-

ger Einheiten (Menschen, Betrie-
be, Staat) hatten immer mehr Zu-
griff auf Land, Rohstoffe und Ma-
schinen. Den vielen Menschen
wurde die Möglichkeit zum selb-
ständigen Leben genommen mit
der Folge, dass sie das Angebot
der Massen-Arbeitsplätze und
fremdbestimmter Tätigkeit anneh-
men mussten. Marktförmige
Herrschaft funktioniert über die
personal hergestellte Alternativ-
losigkeit zum Markt. Die persona-
le Herrschaft blieb, übte oft sogar
direkten Zwang zur Aufnahme
von Arbeit aus. Sie organisierte
sich mit dem Aufkommen des Ka-
pitalismus mehr und mehr als mo-
derner Nationalstaat in demokra-
tischer Verfassung dar.

Kritik am Kapi-
talverhältnis

Mit dem Zwang zur
massenhaften Ver-Ar-
beitung vieler Men-
schen endeten zwar
personale Machtver-
hältnisse nicht − zum
einen wurde der
Zwang zur Unterwer-
fung unter Arbeitsver-
hältnisse ja personal
durchgesetzt (siehe
oben), zum anderen
bestand er weiter im Verhältnis
von Obrigkeit zu Mensch (Justiz,
Polizei, Ämter ...), innerhalb vie-
ler Gruppen sowie in der Organi-
sierung von Alltagsverhältnissen
z.B. vom erwerbstätigen Mann
zum abhängigen Rest der Familie,
von Erwachsenen zu Kindern so-

wie in rassistischer und Behinde-
rungs-Diskriminierung. Dennoch
wurde das Lohnabhängigkeits-
verhältnis als zentral gesehen,
weil es deutlich mehr als die an-
deren auch öffentlich sichtbar ge-
macht und diskutiert wurde. Ar-
beitskämpfe erzeugten weit mehr
Aufmerksamkeit als die Kämpfe
um Rechte oder gar Befreiung
von Frauen, Nichtangehörigen
des jeweiligen Staates oder sog.
Minderjährigen. Daraus entwik-
kelte sich eine einseitige Wahr-
nehmung von Herrschaftsverhält-
nissen. Der Kapitalismus bzw.
noch enger das Kapitalverhältnis,
also die Akkumulation von Kapi-
tal (Land, Rohstoffe, Maschinen,
Geld) bei wenigen und ökonomi-
sche Abhängigkeit bei vielen,
wurde als zentrale Unterdrük-
kungsform beschrieben. Würde
sie überwunden, entstünde um-
fassende menschliche Befreiung.
Die wichtigsten Werke dieser De-
batte finden sich bei Marx/Engels
sowie in den Schriften damals le-
bender TheoretikerInnen des An-
archismus − wobei die Anhänge-
rInnen von Marx mehr der idee
anhingen, den Staat zu funktiona-
lisieren, während AnarchistInnen
meist die Zerschlagen desselben
anstrebten.

Kapitalismus als Hauptwider-
spruch ist bis heute in marxisti-
schen Kreisen gut verbreitet
(siehe aktuelle Texte z.B. von Jür-
gen Elsässer in Konkret oder aus
kommunistischen Parteien). Und
er lebt neu auf in den staatstreuen
Massenorganisationen der Neu-
zeit von Attac über marxistische,
z.B. trotzkistische Gruppen, die
mit der Reduzierung an ökonomi-
schen Details zwar nicht einmal
mehr den Kapitalismus kritisie-
ren, aber das Leben auf die Kapi-
talverhältnisse reduzieren. Kein
Wunder, daß die meisten Marxi-
stInnen Attac lieben ... sie halten
sich halt beide am Emblem von
Attac auf: Politik − jetzt noch
mehr reduziert!

Haupt-Widerspruch 
in Mode

Die Idee des Hauptwiderspruchs
Kapitalismus war auffällig ver-
kürzt. Ökonomische Abhängig-
keitsverhältnisse in Massen gab es
erst sei wenigen Jahrzehnten −
Herrschaft und Unterdrückung
war jedoch viel älter, Umweltzer-
störung auch. Die Mobilisierung
von Arbeitskraft in Massen brach-
te zwar einen erheblichen „Fort-
schritt“ gerichteter (also nicht in-
dividueller bis selbstbestimmter)
Produktivkraft, jedoch hat der Ka-
pitalismus Herrschaft nicht erfun-
den, sondern gewandelt bzw. er-
weitert. Das wiederum klagten
zurecht andere Zusammenhänge
ein. Es dauerte aber lange, bis sie
auch massenwirksam wurden −
z.B. die Frauenbewegung im Zu-
ge der zunächst vollständig, dann
weiter überwiegend männerdo-

minierten und hauptwider-
spruchsorientierten 68er-Bewe-
gung. Antirassistische Projekte
entstanden auf breiter Ebene
noch später. Aufgrund ebenso
verkürzter Analyse sowie des Ge-
gensatzes zur Hauptrichtung po-
litischer Arbeit, die im Kapitalis-
mus den Hauptfeind sah, wurden

bestehen könnte. Hunde, Katzen,
Kühe und Nashornkäfer werden
dagegen niemals an dieser De-
batte teilnehmen. Daher ist die
Herrschaft über Tiere zwar da,
aber eine grundsätzlich andere −
eine „unity of oppression“ ver-
menschlichte somit die Tiere
(oder machte Menschen zu Tie-
ren). Biologismus war in Tier-
rechtskreisen lange Zeit sehr prä-
gend und wird auch heute noch
von wichtigen TheoretikerInnen
vertreten (z.B. im deutschsprachi-
gen Raum von Helmut F. Kaplan
in verschiedenen Bücher und der
„tierbefreiung aktuell“).

Und ganz brandheiß:
Der vierte Haupt-
Widerspruch

Während zunehmend grundle-
gendere Herrschaftsanalysen er-
schienen, erfand eine recht neu
entstandene Gruppe einen neu-
en Hauptwiderspruch, der als
Unterdrückungsform bekannt

und sich als be-
sonderer Schrek-
ken durch die Ge-
schichte zog: An-
tisemitismus.
Hauptwider-

spruch war der
noch nie und es
bedurfte auch etli-
cher Verrenkun-
gen, bis die nach
dem 11 . Septem-
ber 2001 schlag-
artig wachsende
Gruppe frustrier-
ter Alt-Antifas und
Umfeld eine
Theorie entwik-
kelte, die sogar
ausreichte, um
weltweit Kriege,
Vertreibung,

Grenzabschottun-
gen usw. zu be-
gründen. Alles
wurde plötzlich
auf den Judenhaß
reduziert, der von
den Antideut-
schen in allem ge-
funden wurde,

was sich regte. Wer Fensterschei-
ben von Banken klirren ließ oder
vegan leben wollte − alles waren
Antisemiten, weil ihre Angriffszie-
le Symbole des Judentums waren,
direkt oder indirekt. Und
Deutschland war die schlimmste
Nation (was aus anderen Grün-
den durchaus zutreffen mag),
weil es den AmerikanerInnen (ge-
meint war die US-Regierung,
aber Differenzierung paßt nicht
zur Hauptwiderspruchslogik)
nicht komplett loyal zur Seite steht
und darauf spekuliert, zusammen
mit den arabischen Ländern die
Weltherrschaft zu erobern, die
USA zurückzudrängen und Israel
zu vernichten (Belege für diese
Thesen fehlen erwartungsgemäß
immer, umso militaristischer ist
der Tonfall).

Daß Antisemitismus dauerhaft
und überall vorkommt, ist unbe-
stritten, aber als alleiniger Er-
klärungsansatz für Herrschafts-
verhältnisse taugt er nicht.

Das klappt alles nicht:
Diskursive Herrschaft

Alle Hauptwiderspruchsanalysen
einschließlich derer, die mehrere
summarisch verknüpften, hingen
stark an institutionalisierter Herr-
schaft bzw. an festen normativen
Prägungen in den Köpfen. Viele
überwanden die
Trennung in Herr-
scherInnen und Be-
herrschte − durchaus
ein wichtiger Schritt.
„Hitlers willige Voll-
strecker“ oder die pa-
triarchalen Verhält-
nisse in allen Winkeln
der Gesellschaft sind
Beispiele. Herrschaft
wird zwar auch (und
oft besonders mas-
senwirksam) von in-
stitutionalisierter Macht herge-

stellt (Bildungsein-
richtungen, Ju-
stiz, Armeen,
Behörden, Poli-
zei usw.),
aber sie
lebt auch
ohne diese
fort. Mo-
derne Herr-
schafts- systeme,
allen voran die „De-
mokratie“ leben sehr stark von
dieser diskursiven Herrschaft,
welche die institutionalisierte
Form nur noch als Drohung und
Potential im Hintergrund braucht.
Dass Menschen glauben, arbei-
ten gehen zu müssen und sich
darauf ächzend Jahrzehnte vor-
bereiten, bedarf kaum noch di-
rekter Sanktionen. Die Diskrimi-
nierungsverhältnisse zwischen
den Geschlechtern und Nationa-
litäten, zwischen Menschen ver-
schiedenen Alters oder mit sog.
Behinderungen − all das bedarf
im Alltag keinem Herrschafts-
durchgriff mehr. Schon über-
haupt die Annahme, dass es Ge-
schlechter, Rassen, Nationen,
Normal und Unnormal gibt, ist
diskursive Herrschaft, schafft Ka-
tegorien, die in den Köpfen wei-
terleben und von Mensch zu
Mensch weitergeben werden.
Das Leben wird durch und durch
normiert, standardisiert und eine
direkte Kontrolle dann immer öf-
ter überflüssig.

Die Debatte um diskursive Herr-
schaft verläßt aber teilweise selbst
den Bezug zu spürbaren Herr-
schaftsverhältnissen. Alles wird
relativiert, Herrschaft selbst sei
nur konstruiert, direkte Gewalt
nicht mehr relevant. Wenn diskur-
sive Herrschaft wie Sprache oder
Wahrnehmung verändert würde,
entstünde bereits Befreiung? Die
Esoterik läßt grüßen ...

Aktuelle Herrschafts-
theorien I: Aliens ...

Wie kann mensch diese diskursi-
ve Herrschaft begreifen, anschau-
lich machen? Christoph Spehr hat
einen einzigartigen Versuch ge-
macht mit dem Buch „Die Aliens
sind unter uns“.

Rund um das Buch lief und läuft
eine Debatte um Utopien, u.a.

mit den Kongres-
sen „Out of this
world“, angerei-
chert immer wie-
der mit Bildern
aus Science Ficti-
on − so wie sich
der Kreis der Dis-
kutierenden

„FreundInnen des
Maquis“ nennt
(Maquis, franz.
der Busch, ist
nicht nur ein Be-
griff aus dem fran-

zösischen Widerstand, sondern
auch die anarchistische „Zone“ in
Star Trek). Doch die Aliens sind
schlau − sie verliehen in Form von
PDS-FunktionärInnen Spehr den
Rosa-Luxemburg-Preis für seine
Arbeit „Gleicher als andere“, das
zweite wichtige Werk dieser De-
batte. Seitdem vermehren sie
sich. Der Kongreß „Out of this
world“ wurde zunächst unter-
stützt von der PDS-Stiftung,
später war er eine Veranstaltung
der PDS-Stiftung, während Spehr
und Umfeld selbst zu Funkti-
onärInnen im Bremer Landesver-
band wurden. Auch der Siedler-
Verlag ist nicht ohne − Kontakte
zu rechten Kreisen sind unüber-
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Jedes Land, das eine Regierung hat, ist ein besetztes Land.

Für das Aussterben der Wahlen

Vom kleineren Übel wird mir genug schlecht.

Der kleinere Haufen Scheisse stinkt auch zum Himmel.

"Wie wäre es, wenn man einmal einen dämlichen kleinen Trick aus unseren Politik
entfernte, der darin besteht, jeder grade an der Macht befindlichen Partei
vorzuwerfen, sie betreibe Parteiwirtschaft -? Ja, was soll sie denn eigentlich sonst
betreiben -? Das Wohl der Allgemeinheit..., ich weiß schon. Aber ich möchte nur
einmal wissen, wozu denn Wahlen und Propaganda und Parteikampf da sein sollen,
wenn nicht zu dem alleinigen Zweck, eine Partei an die Macht zu bringen. Und wenn
sie dort angekommen ist, was hat sie zu tun? Natürlich ihre Macht zu gebrauchen."
Tucholsky

Die Wahlphilosophie der Parlamentskandidaten besteht einfach darin, daß sie ihrer
linken Hand erlauben, nicht zu wissen, was ihre rechte tut, und so waschen sie beide
Hände in Unschuld. (Karl Marx)

Regierung ist nicht Vernunft, nicht Beredsamkeit - sondern Gewalt. (George
Washington)

Die Regierung eines einzelnen ist eine Ungeheuerlichkeit. Das eingeschränkte
Wahlrecht ist eine Ungerechtigkeit. Das allgemeine Wahlrecht ist eine Dummheit.

In der Diktatur
kommen die Idioten durch
Gewalt und Intrigen an die
Macht, in der Demokratie
durch freie Wahlen. (Gabriel
Laub (1928-1998), deutsch-
polnischer Satiriker und

Publizist)

 $
Carsten Frerk

Finanzen und Ver-
mögen der Kir-
chen in Deutsch-
land
(2002, Alibri in
Aschaffenburg, 435
S., 24,50 E)

Kirche und Staat sind
getrennt. Eigentlich
jedenfalls. Die „Wer-
tegemeinschaft“, die
aktuell so hochgelobt
wird, riecht zwar
nach „christlichem
Abendland“, aber ei-
gentlich ist die Kirche
ja unabhängig vom
Staat. Eigentlich ...
das Buch beweist mit
eine Analyse der Kir-
chenfinanzen das
glatte Gegenteil. Mi-
nutiös wird aufge-
rechnet, was an Ver-
filzung und Bezu-
schussung da ist.

Gerhard Himmel-
mann

Demokratie Ler-
nen
(2001, Wochenschau
in Schwalbach, 311
S.)

Das Buch ist in der
politischen Bildungs-
reihe im Wochen-
schau-Verlag erschie-
nen − und es dürfte
als Hintergrundmate-
rial für die politische
Bildungsarbeit auch
gut nutzbar sein.
Wertvoller aber er-
scheint noch die Poli-
tikanalyse. Demokra-
tie wird hier nicht als
verklärter Bildungsin-
halt vom guten Men-
schen und dem Ver-
such, die gute Ge-
sellschaftsform zu
finden, dargeboten,
sondern in seinen
vielen Facetten und
geschichtlichen Ent-
wicklung. Die Demo-
kratie wird als Herr-
schaftsform auf der
Basis konkurrieren-
der Prinzipien darge-
stellt − was sie auch
ist. Ein solches Bil-
dungsbuch ist selten,
und daher wertvoll.

Demokratie ist
nichts anderes, als das

Niederknüppeln des Volkes
durch das Volk für das
Volk. (Oscar Wilde)

Mit der Politik des
kleineren Übels sind 6000
Jahre lang die großen Übel
gemacht worden. (Lore

Lorentz)

Jedes Land, das
eine Regierung hat,
ist ein besetztes

Land.

Die Regierung eines
Einzelnen ist eine

Ungeheuerlichkeit. Das
eingeschränkte Wahlrecht ist
eine Ungerechtigkeit. Das
allgemeine Wahlrecht ist eine

Dummheit. (Guy de
Maupassant)
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Mehr: Gruppe Ge-
genbilder, 2000:
„Freie Menschen in
Freien Vereinbarun-
gen“ (für 10 Euro
über die Projektwerk-
statt zu beziehen).
Diskussionsforen
www.opentheory.
org/gegenbilder (all-
gemein) und .../buch-
projekt (zweite Phase
ab Nov. 20002).
Übersicht: www. 

projektwerkstatt.
de/herrschaft.
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International:
www.agp.org (Peo-
ples Global Action)

Deutschsprachig:
www.hoppetosse. net
(Netzwerk für kreati-
ven Widerstand)
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Einteilung nach rassistischem Schema

11. September: Angriff auf
Freiheit und Abenteuer
Der 11 . September kehrt wieder
− jährlich, aber auch ständig,
mißbraucht als Begründung für
Gewalt, Forderungen und Aus-
grenzung aus ganz verschie-
denen politischen Richtungen. Ei-
ne Betrachtung des Geschehenen
gehört daher zu einer Analyse
von Herrschaft sowie zugespitz-
ten Gewaltverhältnissen
in der internationalen
Politik.

Rassismus
Die Anschläge auf das World Tra-
de Center vom 11 . September
wurden als Angriff auf die „Zivili-
sation“ bezeichnet; George Bush
forderte sofort den Kreuzzug ge-

gen das “Böse“.
Parallel dazu lie-
fen direkt nach
dem Fall der WTC
überall in der
westlichen Welt
Gedenkminuten,
Mahnwachen und
Trauer, nicht zu-
letzt organisiert
durch die mediale
Aufbereitung der
Anschläge.

Durch die Kon-
struktion der
westlichen Welt
als „Zivilisation“
wird eine Zweitei-
lung von Men-
schen aufgebaut:
Menschen aus
dem arabischen
Raum werden so
per se als „barba-
risch“, böse defi-
niert. Hinter die-
sem „Gedenkter-
ror“ steckt eine im
Kern rassistische
Logik: Menschen
aus westlichen In-
dustrienationen
sind wertvoll;
Menschen in
Afghanistan, Men-
schen in der „Drit-
ten Welt“ sind
wertlos. Eine
Zweiteilung, die
doppelt funktio-
niert: Einmal in
der Kategorisie-
rung nichtwestli-
cher Kulturen als
zurückgeblieben
und zum an-
deren in
der un-
ter-

schiedli-
chen Be-
reitschaft zur

Trauer − monatelang für die wich-
tigen Menschen, nie für die ande-
ren. Tag für Tag sterben weit mehr
als 30.000 Menschen in der
„Dritten Welt“ aus Folge der Poli-
tik der Industrienationen − sei es
aus Armut oder staatlichem Ter-
ror. Ihr Leid und die dortige Ge-
walt werden höchstens in Neben-

sätzen abgehandelt, wäh-
rend alle Welt trauern
soll, wenn wichtige
US-AmerikanerInnen

bzw. EuropäerInnen
sterben. Über terroristische

Anschläge empört mensch sich,
solange „wir“ getroffen sind.
Gleichzeitig ist es ganz normal,
wenn Staaten in den Krieg ziehen
und dabei ganze Landstriche zer-
bomben.

Die moderne Teilung von „Gut-
Böse“ ist die nach in „Nütz-
lich-Unnütz“. Sie erreicht auch
die Menschen hier. Die vielen
Obdachlosen, die in der U-Bahn-
Station des World Trade Centers
ebenfalls verschüttet wurden,
tauchen in den Totenstatistiken
nicht auf, für sie wurden keine Fo-
tos in den Totengalerien befestigt,
obwohl ihre Namen auch be-
kannt waren. Das ist Sozialrassis-
mus, die Ausgrenzung und Ab-
wertung von Menschen aufgrund
ihres (ökonomischen) Status. Der
Zusammenbruch des World Tra-
de Center und die Reaktionen
darauf zeigten sehr deutlich, wie
sich diskursive Herrschaft mit re-
aler Gewaltanwendung durch In-
stitutionen und im Alltag verbin-
det.

Gleichschaltung der
Köpfe

Wie totalitär solch eine binäre Lo-
gik durchgesetzt werden kann,
wurde schnell offensichtlich:
Nicht-Deutsche Flüchtlinge sind
inzwischen unter Pauschalver-
dacht gestellt und sollen einer Re-
gelanfrage beim Verfassungs-
schutz unterzogen werden. In
den USA sind Hunderte Men-
schen arabischer Herkunft in Haft
ohne Anklage − als Vorsichtsmaß-
nahme. Die wenigen, die sich der
„bedingungslosen Solidarität“
verweigerten und Kritik am Krieg
äußerten, traf der Bannstrahl ei-
ner kultur-patriotischen Gesell-
schaft: Ein türkischer Arbeiter aus

Lüdenscheid, der
nicht an einer
Gedenkmi-
nute teil-
nahm,

wurde ent-
lassen. Ein

Lehrer, der Kritik

am Krieg übte, wurde von Siegen
nach Kierspe versetzt. Andere ab-
gemahnt. Dieser „Zivilisationspa-
triotismus“ wurde und wird von
großen Teilen der Gesellschaft ge-
tragen, auch von kritischen Grup-
pen. Er bildet die Grundlage
dafür, dass der Krieg so bereitwil-
lig angenommen wurde. Die Ein-
teilung in wertlose/wertvolle
Menschen bzw. ganze „Völker“
(deren Einheitlichkeit dafür kon-
struiert wird) hat − wieder! −
funktioniert: Für die Opfer aus
der Zivilbevölkerung Afghani-
stans und weiterer Länder, die im
Zuge des Anti-Terror-Krieges an-
griffen werden, gibt es weder
Mahnwachen, noch Gedenkmi-
nuten in nennenswertem Aus-
maß. Normal ist der Tod, wenn er
die anderen trifft.

Die schnelle Gleichschaltung der
Köpfe durch Propagande, Angst
und Stärke nach dem 11 . Septem-
ber, aber auch schon im Kosovo-
Krieg sowie zu vielen anderen
Themen läßt Schlimmes erahnen
− in dieser Gesellschaft ist weiter-
hin alles denkbar. Eine organisier-
te Gegenwehr der Selbstbestim-
mung wird wieder fehlen ...

Die Ausblendungen
Ein interessanter Aspekt
sind noch die Ausblen-
dungen. Vieles, was
mit dem 11 . Septem-
ber zusammenhängt,
wird kaum oder gar
nicht benannt. Am auffäl-
ligsten ist die Konzentration auf
das World Trade Center, während
der Anschlag auf das Pentagon
schon vergessen scheint. Ein vier-
tes Flugzeug sollte wahrscheinlich
das Weiße Haus treffen. Warum
fehlen diese Bilder? Läßt sich mit
den Militärbediensteten im Pen-
tagon, die durch das Flugzeug
von ihren Schreibtischen voller
Kriegs- und Rüstungspläne geris-
sen wurden, das „Wir“-Gefühl
nicht so gut erzeugen? Das auch
andere getroffen wurden, die
dort Räume putzen oder hand-
werklich tätig sind, scheidet als
Grund aus, denn um die ging es
nie!

Solche Ausblendungen wurden
auch von vielen politischen
Gruppen vorgenommen, um die
Morde für sich zu nutzen. Wenn
Attac von Verzweifelungstaten
der Globalisierungsopfer spricht,
Antideutsche einen Angriff auf
das Judentum entdecken oder
Antisemiten die Besatzungspoli-
tik Israels als Ursache anführen,
so phantasieren sie alle Gründe
in das Geschehen, die weder

bewiesen noch naheliegend sind.
Und sie machen gemeinsame Sa-
che mit den Herrschenden: Das
Flugzeug auf das Pentagon paßte
auch ihnen nicht ins Konzept. Al-
so hat es das nicht gegeben ...

Es geht um Macht!

Wer auch immer die Anschläge
und die knapp 3000 Toten für
sich benutzt − es geht um Macht,
um Durchsetzung, eigene Domi-
nanz, egal ob militärisch, wirt-
schaftlich oder in der öffentlichen
Diskussion. Die Verhältnisse
zu verändern, die Terror, Ausbeu-
tung, Krieg, Manipulation und
Herrschaft erst möglich machen,
kommt niemandem in den Sinn.
Viel zu verliebt sind sie alle in die
Möglichkeiten, die Staat und
Macht geben. Die Reaktionen
spiegeln damit wieder, was auch
die Anschläge waren: Eine Aus-
einandersetzung zwischen ge-
waltbereiten Eliten auf dem Rük-
ken der Menschen. Ihnen die Mit-
tel zur Ausübung von Herrschaft
zu nehmen, wären die einzig
konsequente politische Forde-
rung, doch das will offenbar nie-
mand.

An dem Punkt der herrschaftsbe-
fürwortenden Analyse

trifft sich die Poli-
tik der marki-
gen Sprüche
und brutalen
Gewalt mit
modernen

Demokratiekon-
zepten. Es geht um

Macht, um die Vorherrschaft des
eigenen Gesellschaftsentwurfs.
Der Krieg gegen Afghanistan hat
eine Schnittmenge mit der Idee
der Nachhaltigkeit oder den Vor-
schlägen nach hegemonialer
Weltsteuerung, sei es der interna-
tionale Staatsgerichtshof oder
auch nur das Detail der Tobin Tax.
Sie alle wollen keine Selbstbe-
stimmung, sondern das „Gute“
von oben durchsetzen. Was das
„Gute“ ist, darüber herrscht Un-
einigkeit. Aber dass die Men-
schen ihr Leben nicht selbst orga-
nisieren dürfen, das ist geklärt.
Der Anschlag auf WTC und Pen-
tagon hat die Zahl derer, die nicht
mehr an die Menschen, sondern
nur an Apparate glauben, sprung-
haft erhöht. Das ist das größte
Desaster des 11 . Septembers.

Die folgenden Aktionen sind nur
Beispiele. Sie sind nicht immer
und überall passend − und sie
wirken nicht als solches. Wichtig
ist eine gute Vermittlung. Viele
der Aktionen sind darauf ausge-
legt, Erregungskorridore zu eröff-
nen. Die dann folgende Aufmerk-
samkeit für Diskussion muß ge-
füllt werden. Positionen und Vi-
sionen vermitteln zu können, be-
darf auch der Auseinanderset-
zung mit Herrschaftskritik und
Utopien.

Die „anderen“ Ge-
denkminuten

Per eigenem Lautsprecher, Ein-
loggen in Hallenlautsprechern,
Erobern von Kanzeln und Podien
sowie mit Hilfe des 8mm-Vier-

kantschlüssels auf Bahnsteigen
lassen sich Gedenkminuten ein-
leiten, die dann überraschend
was anderes vermitteln als (nur)
die Toten von New York. Denkba-
re Inhalte:

− 11 . September 1973
In Chile wurde der sozialisti-
sche (leider ebenfalls herr-
schaftsorientierte) Präsident
Allende gestürzt und durch die
Diktatur Pinochets ersetzt.
Maßgebliche Kraft hinter dem
Putsch war der Geheimdienst
der USA als Handlanger der
„freien Welt“.

− Die täglichen Toten
Täglich sterben Zehntausende
durch Hunger, Vertreibung,
Krieg usw. Sie zu benennen,
wäre ein Kontrastprogramm zu

den offiziellen Statistiken.

− Tote der Kriege
Seit dem 11 . September 1973
hat es unzählige Kriege und
viele Millionen Tote auf den
Schlachtfeldern gegeben. Im-
mer ging es um Macht, Einfluß
und/oder Profit.

Flugblätter, Zeitungen,
Aushänge ...

Dieselben Themen lassen sich
auch in Flugblättern, Traueranzei-
gen usw. umsetzen. Eine Verbin-
dung zur Kommunikationsgueril-
la ist möglich, wenn Flugblätter in
„offiziellem“ Layout gehalten
werden, z.B. der Stadtverwal-
tung, der CDU, SPD usw. (oder
eine gemeinsame Erklärung aller
Fraktionen), wenn Traueranzei-

gen zum 11 . September richtig
echt aussehen, aber eben mit an-
derem Inhalt, und dann mit Rech-
nungsadresse einer Partei an die
Zeitung geschickt werden.

Kommunika-
tionsquerilla
Da das Gesche-
hen um den 11 .
September vor al-
lem ein medialer
Gewaltakt ist,
dürfte das Mittel
der Subversion
und Kommunika-
tionsguerilla am
besten passen. Ei-
niges ist schon in

obigen Absätzen vorhanden,
denkbar ist noch das Verfälschen

von Plakaten, das verdeckte
Theater in offiziellen Veranstal-
tungen (Störungen und Reaktio-
nen darauf als nicht erkennbares
Theater, andere Menschen hin-
einziehen in das Geschehen), das
Aufhängen von Fakes zum Jahres-
tag (z.B. als Erklärung der Stadt
oder des Gastronomieverbandes,
der IHK oder wem auch immer)
bis zu Piratensendern.

Ein wichtigstes Stilmittel ist die
Überidentifikation, d.h. die ab-
laufende Scheiße wird weiter
überspitzt und dadurch die Ab-
surdität deutlich. Kollektives Dau-
erheulen während Veranstaltun-
gen (am besten wieder mit ver-
decktem Theater als Reaktion)
kann sehr „nachhaltig“ stören.

Ein gutes Fake dieser Art im Inter-
net: www.afghanistankrieg.de.

Offene direkte Aktion
Möglich bleibt auch das Mittel
des direkten Widerstandes, von
der Blockade bis zur Sabotage
oder Militanz. Gerade hier wird
aber genau zu überlegen sein,
was wo welche Wirkung erzeugt
und wo welche Vermittlung mög-
lich ist. Aktionen können Debat-
ten einleiten, z.B. wenn in Düs-
seldorf (wie tatsächlich geplant!)
am 11 . September Grundsteinle-
gung für ein fettes Hochhaus ist,
wären Papierflieger zumindest
ein Erregungsmittel. Wie die Akti-
on dann weitergeht (z.B. verdeck-
te Theaterspielende im Publi-
kum), muß gut überlegt werden.
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Infos im Internet
Ideen für direkte Ak-
tionen: www. projekt-
werkstatt. de/da

Diskussion zu
11.9.&Krieg: www.
projektwerkstatt.
de./krieg

Anti-Wahl: www.
wahlquark.de.vu

Kommunikatiosgueril-
la: www.
contrast.org/KG

schaftlich übergreifenden Verein-
barungen von Stefan Meretz oder
Diskussionsbeiträge im Philoso-
phenstübchen von Annette
Schlemm. Hinzu kamen weitere
Texte wie die 10 Thesen über An-
ti-Macht von John Holloway (alle
bisherige über www.projekt-
werkstatt.de/herrschaft verlinkt),
das Buch „Empire“ usw. ... die
Debatte läuft!

Praxis: Ähm ... war da
was?

Nur wenige der Herrschaftsanaly-
sen kümmern sich um eine Praxis
ausgehend im Hier und Jetzt. Dar-
um sind viele so beliebt − sie ha-

ben nichts mit der
eigenen Realität
zu tun. Herr-
schaftsverhältnis-
se innerhalb poli-
tischer Bewe-
gung, die Akzep-
tanz von Normen
und Institutionen
sowie die Abnei-
gung gegenüber
visionären Positio-
nen (stattdessen:
„Nazis raus“ oder
„Mehr Kontrolle
der Wirtschaft“)
sind weit verbrei-
tet. Änderungen:
Fehlanzeige. Oder
zumindest fast. Es
sind sehr kleine
Kreise, die Akti-
onsformen ent-
wickeln, die sich
gegen Herrschaft
richten, zumin-

dest diese immer auch mitdisku-
tieren oder Visionen sichtbar ma-
chen wollen.

Zeitgleich setzt sich eine breite
Strömung, ja ein Wille zur Aus-
blendung von Herrschaftskritik
durch. Mit der künstlichen Tren-
nung von Staat und Markt, dem
Ruf nach Reregulierung (die mo-
dernisierte Variante des „starken
Mannes“) und mit einer Enthalt-
samkeit jeglicher Kritik an Institu-
tionen bis zur Forderung nach
neuen Machtzentren (UN, Welt-
polizei, internationaler Staatsge-
richtshof) rollen die Medienstars
von Attac, PDS, Lafotainisten und
Anhang der Herrschaft wieder
rote Teppiche aus. Und was ge-
schieht? Sogar AnarchistInnen fol-
gen dem Lockruf, MarxistInnen
zu großen Teilen und das gesamte
Spektrum an Parteien, Bürger-
gruppen und NGOs der „Neuen
Mitte“ von konservativ bis demo-
kratie-fanatisch sowieso ...

sehbar. Das Ganze
ist noch offen,
aber die Aliens
haben den Fuß
in der Tür.

Wichtig
ist die Spehr'-
sche Idee der
Freien Koope-
ration, dem
wichtig- sten Bau-
stein einer herrschafts-
freien Gesellschaft. Herrschafts-
freie Beziehungen zwischen
Menschen können nur entstehen,
wenn der Preis der Menschen,
diese einzugehen oder wieder zu
verlassen, gleich hoch ist. Gleich-
berechtigung bedarf also gleicher
Möglichkeiten − ein wichtiger
Beitrag zur Debatte über Utopien
und ihre Bausteine, die bereits
heute Schritte ermöglichen.

Theorie II: Freie Men-
schen in Freien Verein-
barungen

Im Jahr 1999, mitten im Gewühl
um den Widerstand gegen die ge-
plante Zukunftsshow Expo 2000
(die dann doch als billige Unter-
haltungsschau endete, was auch
dem Widerstand die Flügel
nahm), fand sich die Gruppe Ge-
genbilder zusammen − drei Men-
schen aus marxistischem und an-
archistischem Umfeld. Ihr Ziel:
Ein Buch mit Herrschaftskritik
und Entwürfen für herrschafts-
freie Formen von Gesellschaft.
Dort wird Herrschaft als komple-
xes Gebilde beschrieben mit ver-
schiedenen Teilen − direkten,
ökonomischen und diskursiven
Formen. Die Debatte darüber
läuft weiter, und Ende November
2002 soll die zweite heiße Phase
beginnen.

Grundidee einer herrschaftsfrei-
en Zukunft ist der Begriff der Frei-
en Menschen (die also nicht unter
dem Zwang zur eigenen Verwer-
tung, zur Unterwerfung oder Ko-
operation stehen − siehe auch bei
C. Spehr) und Freien Vereinba-
rungen (also einem Geflecht von
Verabredungen, die nicht institu-
tionalisiert sind, sondern immer
wieder neu geschlossen, wei-
terentwickelt usw. werden, aller-
dings nicht formal, sondern als
dauernder, nicht endender Pro-
zeß. Es gilt, was auf Akzeptanz
stößt.

Theorie III: Herrschaft
ausmachen und mehr
...

In der Folge der beiden beschrie-
benen Werke erschienen weitere
Texte, die lohnenswert sind. Sie
nahmen andere Blickwinkel ein,
arbeiteten fehlende Aspekte
auf usw., z.T. „Herrschaft
ausmachen“ der Göttinger
Gruppe schöner leben, die
Überlegungen zu gesell-

Aktionsideen rund um den 11. September
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Werner Biermann/Ar-
no Klönne

Globale Spiele
(2001 PapyRossa in
Köln, 239 S., 15,80
Euro)

Die Autoren versu-
chen, mit einer syste-
matischen Beschrei-
bung das Phänomen
von Neoliberalismus
und Globalisierung
zu erklären. Sie set-
zen ihren Schwer-
punkt dabei auf das
ökonomische Wirken
von Konzernen und
Institutionen sowie
den politischen Ein-
fluß der USA. Die Sy-
stematik des Buches
macht seinen Wert
aus − es kann wie
ein Lehrbuch ge-
braucht werden. Die
Gesellschaftsanalyse
ist so allerdings ver-
kürzt, der Aspekt von
Herrschaft insgesamt
wird übersehen. So
leuchtet immer wie-
der der Traum vom
guten Kapitalismus
durch, in Deutsch-
land als soziale
Marktwirtschaft soll
es ihn schon gege-
ben haben − ja
manchmal scheint
es, als sei er dort er-
funden worden. Die
perspektivischen Ab-
schlußsätze enthal-
ten keinerlei Ansätze
für Alternativen.

Joachim Betz/Stefan
Brüne

Neues Jahrbuch
Dritte Welt
(2001, Leske+Bud-
rich in Opladen, 190
S., 24,80 DM)

Der Titel ist irrefüh-
rend, es geht (wie im
Untertitel auch be-

nannt) um die finan-
zielle Seite von Ent-
wicklungspolitik und
internationalen Fi-
nanzmärkten. Die
Spanne reicht vom
Schuldenerlaß über
Besteuerungen bis
zur Ökonomie des
Krieges. Allerdings
bleiben die Texte
recht oberflächlich
und reihen Altbe-
kanntes aneinander.
Für EinsteigerInnen
ins Thema „Interna-
tionale Finanzflüsse
in der Entwicklungs-
politik“ kann es aber
nützlich sein.

 $
Ulrich Brand/Monika
Kalcsics

Wem gehört die
Natur?
(2002, Brandes&As-
pel in Frankfurt, 184
S., 15,50 Euro)

Die genetischen Res-
sourcen rücken im-
mer mehr in das
Blickfeld wirtschaftli-
cher Verwertungsin-
teressen. Profit aber
basiert auf Eigentum
− und bezüglich der
Gene tobt dieser
Streit noch. Klar ist
dabei allerdings
schon, daß eine Ver-
wertung auf Eigen-
tumsbasis auf jeden
Fall gewollt ist, frag-
lich ist, wer woran Ei-
gentum hat. National-
staaten, Konzerne,
Wirtschaftsinstitutio-
nen und BewohnerIn-
nen streiten − das
Buch dokumentiert
Aspekte dieses
Streits.

Zur Monatswende
August/Septem-
ber findet in Jo-
hannesburg

(Südafrika) der
Weltgipfel 2002
„Rio plus 10“ statt.
Wieder sollen
weitreichende Po-
sitionen verab-
schiedet werden −
und wieder ste-
hen ökologische
und soziale Ziele
in der Werbung
ganz vorne. Tat-
sächlich geht es
aber um Herr-
schaftssicherung,
globale Märkte
und die Sicherung
der Führungsposi-

tion für die Industrieländer. Denn
ihr Nachhaltigkeitsbegriff domi-
niert die Debatte, ihre Technik
soll den Segen für die Welt brin-
gen und ihr Lebensstil ist wieder
mal Vorbild für alle. Am nachhal-
tigen Wesen soll die Welt gene-
sen − Herrschaft ist modernisiert
und verpackt sich in wohlklingen-
de Worte. Doch die Ziele blei-
ben: Dominanz weltweit, demo-
kratische Kontrolle von Men-
schen, Rohstoffen, Ländern.

Das ist alles nicht neu − der Pro-
zeß der Nachhaltigkeit, einem
verschleiernden Begriff
für die
Mo-

der-
nisie-
rung von
Herrschaftsverhältnissen, ist seit
den ersten Veröffentlichungen im
politischen Raum durchzogen
vom neoliberalen Geist. So fin-
den sich in der Agenda 21 an vie-
len Orten Forderungen nach frei-
em Zugang zu allen Märkten und
Rohstoffen, z.B. in Kapitel 2.12:
„Daher sollen alle Länder früher
eingegangene Verpflichtungen im
Hinblick auf die Beendigung und
Umkehrung des Protektionismus
und die weitere Öffnung der
Märkte, insbesondere in Berei-
chen, die für Entwicklungsländer
von Interesse sind, in die Praxis
umsetzen. Eine solche
Verbesserung des Marktzutritts
kann durch entsprechende
Strukturanpassungen in den
Entwicklungsländern erleichtert
werden. Die Entwicklungsländer
sollen von ihnen begonnene
wirtschaftliche Reformen und
Strukturanpassungen fortsetzen.
Besonders vordringlich sind dem-
nach die Verbesserung der Markt-
zugangsbedingungen für Roh-
stoffe ..." und 2.37: „... wichtig-
stes Ziel wäre die Vereinfachung
oder Beseitigung der Beschrän-
kungen, Vorschriften und Forma-
litäten, welche in vielen Entwick-
lungsländern die Gründung und
Führung von Unternehmen er-
schweren, verteuern und verzö-
gern ...“

Auch die neuen Texte lassen
Schlimmes befürchten. Jahrelang
forderten Umweltverbände, Grü-
ne und Teile der SPD die Verab-
schiedung einer nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie ein
(1997/98 noch „Nationaler Um-
weltplan“ genannt). Die Agenda
21, das Abschlußdokument der
Weltkonferenz in Rio 1992, for-
derte alle Staaten auf, sol-
ches zu tun. Im Jahr
2001 endlich agierte
die Bundesregie-
rung − und schnell
war das Werk vollen-

det. Ein Blick hinein überrascht
zunächst: „Zugleich soll das Ge-
setz ermöglichen, dass bereits im
Inland befindliche Extremisten
besser erkannt und ihre Akti-
vitäten rascher unterbunden wer-
den können. Dazu sollen unter
anderem biometrische Merkmale
in Pässe und Personalausweise
aufgenommen, den Sicherheits-
behörden mehr sicherheitsrele-
vante Daten zur Verfügung ge-
stellt, identitätssichernde Maß-
nahmen im Visumsverfahren ver-
bessert, die Kontrollen
von Personen
mit sicher-
heitsrelevan-
ten Tätigkei-
ten verstärkt,
Grenzkontroll-
möglichkeiten verbessert und die
Aktivitäten extremistischer Aus-
ländervereine in Deutschland
schneller unterbunden werden.
... Neben der Intensivierung der
internationalen Zusammenarbeit
erfordert Nachhaltige Entwick-
lung einen Rechtsstaat, der Frei-
heit sichert. Sicherheit im Innern
und nach außen ist ein wichtiger
Beitrag zu Lebensqualität und so-
zialem Zusammenhalt.“ (Seite
24/25)

Das Zitat zeigt, wie platt teilweise
unter grünem Mäntelchen die
brutale Wirklichkeit versteckt
wird − Otto Schilys Sicherheitspa-
ket als Nachhaltigkeitsstrategie,
denn „Sicherheit im Innern und
nach außen ist ein wichtiger Bei-
trag zu Lebensqualität und sozia-
lem Zusammenhalt“. Die Natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie ist
das aktuellste Werk der Debatte.
Schon die Entstehung zeigte das
Besondere: Beteiligt sind alle Mi-
nisterien, die Umweltverbände,

viele Institute und
Prominente. Mo-
dernes Regieren
schafft Integrati-
onsplätze. Die
Idee des „Go-
vernance“,
des schein-
baren Ver-
schwim-
mens der
Grenzen

zwischen Re-
gierenden und
Regierten, schim-
mert deutlich
durch. Viel deutli-
cher als die Um-
weltverbände ent-
tarnt Achim Brun-
nengräber, Mitar-
beiter von MdB
Ernst-Ulrich von
Weizsäcker, den
Sinn des Papieres:
„Allem Anschein
nach hat die
Nachhaltigkeits-
strategie ein ganz
anderes Ziel. Sie
wird zu einer Öf-
fentlichkeitskam-
pagne, durch die
die rot-grünen
„Reformen“ sozi-
al-ökologisch ge-
schickt vermarktet
werden sollen. Sie
dürfte vor allem
auf der partizipati-
ven Ebene Erfolg
haben (Stichwort
„symbolische Poli-
tik“), neue inhaltli-

che Maßstäbe werden dadurch
nicht gesetzt. Das wird
auch gar nicht ge-
wünscht. Rio+10 ist
nur ein kleiner Aspekt
der viel umfangreiche-

ren
Wahl-
kampf-
strategie der
Bundesregierung. Denn wohlge-
merkt: Erst geht‘s auf den Gipfel,
dann in die Wahllokale.“

Und die Umweltver-
bände, Medien & Co.?

Die protestieren nicht etwa, son-
dern spielen das Spiel mit. Zur
Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie schreiben BUND, NABU und
DNR am 13.3.2002: „Die drei
Vorsitzenden der Umweltver-
bände und Mitglieder im
nationalen Nachhaltigkeits-
rat, Hubert Weinzierl (Deut-

scher Naturschutzring), Ange-
lika Zahrnt (Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland) und
Jochen Flasbarth (Naturschutz-
bund), begrüßten am Mittwoch
den von der Bundesregierung
vorgelegten Entwurf einer natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie.“
Detailkritik äußern sie nur bei Fra-
gen zum Arten- und Klimaschutz
und setzen damit fort, was seit
Anfang der 90er Jahre ihr Stil

außerparlamenta-
rischer Arbeit ist:
Beratung für Re-
gierungen zu sein,
die besseren Vor-
schläge für die Lö-
sung gesellschaft-
licher Fragen zu

machen unter voller Akzeptanz
der herrschenden Verhältnisse
und der ausführenden Institutio-
nen.

Und noch schlimmer: Eigentlich
könnte jeder Gipfel die Chance
bieten, klare Positionen vorzu-
bringen. Doch davon ist weit und
breit nicht zu sehen. Stattdessen
bereiten sich die NGOs auf ihr
Randdasein in Johannesburg vor.
An den Tischen der Mächtigen zu
sitzen, ist für sie gut geübter

Selbstzweck. Wo sich die NGOs
zu eigenen Aktivitäten hinreißen
lassen, wird es noch düsterer −
fast immer bleiben sie hinter den
Positionen der Regierenden
zurück. So hat der BUND zusam-
men mit NGOs und Gruppen aus
anderen Ländern einen Vorschlag
für ein Beschlußpapier vorge-
legt, die Erd-Charta.

Nach einigen Einführungs-
kapiteln finden sich im Kern
der Texten etliche herr-

schaftsstützende Positionen
sowie, hier zu Beginn zitiert, die
Forderung nach einer neuen Spi-
ritualität: „Die Lebensfähigkeit,
Vielfalt und Schönheit der Erde zu
schützen, ist eine heilige Pflicht.
...“ (Präambel) und „Die Bedeu-
tung der moralischen und spiritu-
ellen Bildung für einen nachhalti-
gen Lebensstil anerkennen.“
(Punkt 14.d)

Die Erdcharta blendet Herr-
schaftsverhältnisse komplett aus
und bezieht sich positiv auf den
Nationalstaat und ihr Handeln,
Völker statt Menschen stehen im
Mittelpunkt: „Die Erd-Charta ...
soll ein verbindlicher Vertrag der
Völker auf der ganzen Welt wer-
den.“ (Einführung in der deut-
schen Broschüre)

„Das Entstehen ei-
ner weltweiten Zi-
vilgesellschaft

schafft neue Mög-
lichkeiten, eine
demokratische
und humane Welt-
ordnung aufzu-
bauen.“ (Präam-
bel) 
„Alle militärischen
Aktivitäten, die die
Umwelt schädi-
gen, vermeiden.“
(Punkt 6.e)

„Gegenseitiges
Verstehen, Solida-
rität und Zusam-
menarbeit unter
allen Völkern und
innerhalb und
zwischen den Na-
tionen ermutigen
und unterstüt-
zen.“ (Punkt 16.a)

Der nachhaltige
Lebensstil wird
zur neuen welt-
weiten Leitkultur:
„Für das ethische
Fundament der
entstehenden

Weltgemeinschaft
brauchen wir drin-
gend eine gemein-
same Vision von
Grundwerten.
Darum formulie-
ren wir in gemein-
samer Hoffnung
die folgenden eng
zusammenhän-
genden Grundsät-
ze für einen nach-
haltigen Lebens-
stil. Es sind Leitlini-

en für das Verhalten jedes Einzel-
nen, von Organisationen, Unter-
nehmen, Regierungen und über-
nationalen Einrichtungen.“
(Präambel)

Auch die klassische und alte,
längst tausendfach widerlegte,
antiemanzipatorische Position
vom umweltgefährdenden Bevöl-
kerungswachstum findet sich neu
aufgewärmt in der Erdcharta: „Ein
beispielloses Bevölkerungs-
wachstum hat die ökologischen
und sozialen Systeme überla-
stet.“ (Präambel)

Vielleicht glaubt manch eineR im-
mer noch, Nachhaltigkeit sei eine
gute Idee, die konkrete Politik der
Nachhaltigkeit aber schlecht ge-
macht, und fragt: „Was hat
globaler Kapitalismus, was haben
Kriege und Ausbeutung mit
Nachhaltigkeit zu tun? Müßte
Nachhaltigkeit nicht der Versuch
sein, soziale und ökologische An-
forderungen in Einklang zu brin-
gen?“ Doch wer so fragt, hat noch
nicht durchschaut, was die Nach-
haltigkeitsdebatte soll. Sie ist das

Schmieröl der Mo-
dernisierung

von Herr-
schafts- und
Verwer-
tungspro-
zessen. Es
macht keinen
Sinn, immer
wieder zu glau-
ben, es würde
schon das Richtige
versucht, nur nicht mit Erfolg. Po-
litikerInnen und KonzernchefIn-
nen sind ebenso wenig Versage-
rInnen wie LohnarbeiterInnen,
Familienvorstände, LehrerInnen,
Vorgesetzte usw. − sie agieren
funktional, sie werden ihrer Rolle
im System durchaus gerecht. Sie
tun das, was die Rahmenbedin-
gungen ermöglichen oder er-
zwingen und das soziale Umfeld
von ihnen erwartet.

Herrschaft ist nicht neutral. Herr-
schaft ist immer nachhaltig im
Sinne von dauerhaft und wirk-
sam. Das ist nicht die Lösung,
sondern das Problem.

Weltgipfel der Herrschenden von Rio bis Johannesburg („Rio+10“)

Argumente für die
Modernisierung der
Demokratie

 7
Quelle für alles:
www.
earthcharter.org/
earthcharter/
charter_ger.htm

Was soll Nachhaltigkeit?
Die Debatte um Nachhaltigkeit
verfolgt andere Ziele als meist an-
gegeben. Sie ist eine der ältesten
ideologischen Grundlagen für die
Zuspitzung von Herrschaftsver-
hältnissen, für die Legitimierung
der Dominanz westlicher Le-
bensmodelle und für die Schein-
Integration kritischer Stimmen in
das große, gemeinsame Projekt
einer Erneuerung der Welt. Die
Nachhaltigkeit ist älter als die erst
in den letzten Jahren entstande-
nen Debatten um Freiheit durch
Sicherheit, Menschenrechte
durch humanitäre Kriege und
Wohlstand durch Ausgrenzung.
Diese Debatten aber haben wich-
tige gemeinsame Grundlagen −
sie dienen der Verklärung von
Herrschaftsinteressen und der
Modernisierung von Politik und
Zugriffsrechten auf Mensch und
Natur. Und sie sind Teil des ideo-
logischen Kampfes zwischen den

Regierungen vor
allem der Indust-
riestaaten, um in-
ternationale Kon-
kurrenz und Einf-
lußsphären.

Dieses ist gar kein
Geheimnis und
keine abstruse
Verschwörungs-
theorie. Wer es
wissen will, muß
nur lesen, z.B. in
Texten von Micha-
el Müller, Vize-

Fraktionschef der SPD im Bun-
destag und Präsidiumsmitglied im
Deutschen Naturschutzring. Als
Vorsitzendes der Kommission
„Aufbruch 21“ hat er dem DNR
eine auf Nachhaltigkeit getrimmte
Programmatik verpaßt. Michael
Müller und Ulla Burchardt, beide
SPD-MdBs, schreiben in der FR
vom 17.4.2002: „Die Leitidee der

nachhaltigen Entwicklung ist
schon deshalb von großer, ja stra-
tegischer Bedeutung, weil sie die
wichtigste Antwort auf die He-
rausforderung der neoliberalen
Globalisierung ist. Sie ist zuerst
ein europäisches Konzept. Denn
mit ihr verbinden sich sich drei
große Ideen der europäischen
Moderne: Gerechtigkeit, Demo-
kratie und Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen. Nicht von un-
gefähr kamen die wichtigsten Im-
pulse von den drei europäischen
Regierungschefs Olof Palme, Wil-
ly Brandt und Gro Harlem
Brundtland. 

Das Konzept hat in den letzten
Jahren weiter an Bedeutung ge-
wonnen. Nachhaltigkeit ist die
wichtigste Alternative zu einem
US-Unilateralismus, der auf mili-
tärische Stärke setzt und die Welt
den Interessen der Wall Street un-
terordnet. Sie setzt dagegen auf

mehr Partnerschaft, mehr Demo-
kratie und mehr Mitverantwor-
tung. Mit ihr kann Europa eine
zentrale Rolle bei der Gestaltung
der Globalisierung einnehmen,
statt an den Rand gedrängt zu
werden. ... Der Europäische Rat
hat die Nachhaltigkeit zum Leit-
ziel der EU ausgerufen. Damit
kann Europa − wie schon beim
Kyoto-Prozess − eine entschei-
dende Vorreiterrolle einnehmen.
Deshalb ist es so wichtig, dass die
Bundesrepublik, als das wirt-
schaftlich stärkste Land der Euro-
päischen Union, sich an die Spit-
ze der Nachhaltigkeitsdebatte
stellt. Nachhaltigkeit ist kein theo-
retischer Ansatz mehr. Denke glo-
bal und handele lokal, regional
und national − das ist die politi-
sche Maxime, um Europa zu be-
haupten ...“

„Wer die Wahl hat − 
hat die Qual“, sagt man.

Wähler sollten sich also nicht
wundern wenn sie nach Wahlen
Qualen auszustehen haben.
Willy Meurer (*1934), M.H.R.
(Member of the Human Race)

Democracy consists
of choosing your dictators,
after they've told you what
it is you want to hear.

(Alan Coren)

Es wird niemals so
viel gelogen wie vor der
Wahl, während des Krieges

und nach der Jagd.
(Otto Fürst von
Bismarck)

Wer Arschlöcher
wählt, muß sich nicht
wundern, wenn er
beschissen wird.

Und für welchen
Fischer stimmst du,
fragte die Sardine
den Hering.

 $
Umweltbundesamt

Ziele für die Um-
weltqualität
(2000, Erich-Schmidt-
Verlag in Berlin, 179
S.)

Welche Umweltziele
können formuliert
werden, woraus sind
sie abzuleiten und
wie entfalten sie Wir-
kung z.B. in Planun-
gen? Diesen Fragen
gehen die AutorInnen
des Umweltbun-
desamtes im vorlie-
genden Band nach.
In Gesetzen wird
nach Formulierungen
gesucht, ebenso wer-
den Standards,
Grenzwerten usw.
daraufhin untersucht,
wie weit sie als Qua-
litätsziele taugen. Die
Schwierigkeit einer
solchen Verobjekti-
vierung von Umwelt
wird offensichtlich −
das Gegenmodell ei-
nes selbstbestimm-
ten Umgangs mit Na-
tur (Demokratisie-
rung von Flächen-
und Ressourcenver-
brauch) wird nicht er-
wähnt.
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Zitat aus: 
Achim
Brunnengräber,
„Rio+10 − nur
Schaufenster
nationaler
Nachhaltigkeit?“, in:
Ökologisches
Wirtschaften 1/2002,
S. 8
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Ulrike Eberle

Das Nachhaltig-
keitszeichen: Ein
Instrument zur
Umsetzung einer
nachhaltigen Ent-
wicklung?
(2001, Öko-Institut in
Freiburg, 263 S.)

Kann es ein Nachhal-
tigkeitszeichen ge-
ben, das die komple-
xen und vielfachen
Elemente der Nach-
haltigkeit zusammen-
fassend bewertet?
Die Studie des Insti-
tuts wägt die Mög-
lichkeiten ab und be-
antwortet die Frage
positiv − allerdings
werden Qualitätskri-
tieren an ein solchen
Zeichen benannt.
Ebenfalls wird über
Marktchancen be-
richtet, an Pro-
duktbeispiele werden
Einsatzgebiete aufge-
zeigt. Die grundsätz-
liche Fragwürdigkeit
des Nachhaltig-
keitsansatzes wird al-
lerdings verschwie-
gen.

5

wicklung ausgerichteten Umgang
mit ihrem Land hat sich aufgrund
wirtschaftlicher, sozialer und hi-
storischer Faktoren bisher als be-
grenzt erwiesen.“ Folglich soll
ihre Rolle „angepaßt“ werden.

Atom- und Gentechnik
„22.4 Die Staaten sollen, gegebe-
nenfalls in Zusammenarbeit mit
den einschlägigen internationa-
len Organisationen, ... eine siche-
re Zwischenlagerung, Beförde-
rung und Endlagerung radioakti-
ver Abfälle sowie zur Endlage-
rung vorgesehener abgeklunge-
ner Strahlungsquellen und abge-
brannter Kernelemente aus Kern-
reaktoren in allen Ländern, insbe-
sondere aber in den Entwick-
lungsländern, durch Erleichte-
rung der Transfer einschlägiger
Technologien an diese Länder
und/oder durch Rückgabe der
Strahlungsquellen an den Lie-
feranten nach beendetem Ge-
brauch ... fördern; ...“ Grund:
„Mit zunehmender Zahl neu in
Betrieb genommener Kernkraft-
werke ... nehmen diese Abfall-
mengen zu“.

Kapitel 16 bewirbt die Biotechno-
logie: „Als innovativer, wissensin-
tensiver Forschungsbereich bietet
sie eine Vielzahl nützlicher Ver-
fahrenstechnologien für vom
Menschen vorgenommene
Veränderungen der DNS (Erb-
gut), oder des genetischen Mate-
rials in Pflanzen, Tieren und Mi-
kroorganismen, deren Ergebnis
überaus nützliche Produkte und
Technologien sind“.

Zitate aus der Agenda 21

Standard-
Kultur
Beteiligung
In Kapitel 30 wird
die „zentrale Rol-
le“ der Privatwirt-
schaft einschließ-
lich transnationa-
ler Unternehmen
für die wirtschaft-
liche und soziale
Entwicklung eines
Landes betont:
„30.1 ... Die Pri-
vatwirtschaft ein-
schließlich trans-
nationaler Unter-
nehmen und die
sie vertretenden
Verbände sollen
gleichberechtigte
Partner bei der
Umsetzung und
Bewertung von
Maßnahmen im
Zusammenhang
mit der Agenda 21
sein.“ Im
Gegensatz dazu

spricht Kapitel 24 nur von der
„aktiven Einbeziehung der Frau“.
In Kapitel 25 wird gefordert, die
Jugendlichen aktiv an Entschei-
dungsprozessen zu „beteiligen“.
Mit den NGOs soll es nach Kapi-
tel 27 „eine möglichst intensive
Kommunikation und Zusam-
menarbeit geben“ und die Arbeit-
nehmer (Kapitel 29) sollen „um-
fassend ... beteiligt werden“. Am
dramatischsten ist die Formulie-
rung bei den Ureinwohnern:
„26.1 ... Indigene Bevölkerungs-
gruppen ... Ihre Fähigkeit zur un-
eingeschränkten Mitwirkung an
einem auf eine nachhaltige Ent-



Direkte Aktion
Wahlboykott &
Wahlen

Das Konzept von
direkter Aktion
verbindet Wider-
stand und theore-
tische Vision. Gut

ausgedachte und durchgeführte
direkte Aktionen, Formen eines
unmittelbar widerständigen Han-
deln sind hilfreich, um Normalität
zu durchbrechen. Im besten Fall
wird der alltägliche Trott in frage
gestellt, es entsteht Verwirrung,
Neugier oder auch Wut, auf der
eine inhaltliche Vermittlung an-
setzen kann. Durch die Aktion
wird also ein Raum (Erregungs-

korridor) geschaf-
fen, in den wir
dann herrschafts-
feindliche Positio-
nen einbringen
und Diskussionen
anstoßen können.
Mehr zu diesem
Konzept findet ihr
in „Ziele und Mit-
tel der direkten
Aktion“ auf Seite
...

Wahlboykott al-
lein wirft kaum
noch Erregung
auf. Zudem gibt er
keine Antwort auf
die Frage, was mit
den unzähligen
Menschen ist, die
in den Wahlloka-
len stehen werden
− gerade sie wol-
len wir dort errei-
chen. Ein ver-
stecktes Theater
im Wahllokal
kann z.B. Verwir-
rung stiften und
eröffnet darüber
die Möglichkeit,
Debatten über
Wahl- und Demo-
kratiekritik anzu-
zetteln. Die FDP-
Aktion der Tita-
nic-Redaktion hat
auch so einen Er-
regungskorridor
geöffnet, der von
Wahlboykott nicht
zu erwarten ist.
Schade ist, dass
die linke Diskussi-
on immer nur um
den Wahlvorgang
(Wählen vs. Wahl-
boykott) kreist,
was einer vielfälti-
gen Aktionskultur
entgegen steht,
die sich nicht auf
der eigene Szene
„einigelt“.

Widerstand kann
mehr sein als
Wahlboykott. Es
ist möglich, Wah-
len anzugreifen ...
nötig dazu sind

ein wenig Phantasie, Mut und
Menschen, die ihre Ideen ge-
meinsam umsetzen. Es muß keine
riesige Aktion sein, viele kleinere,
die im Alltag ansetzen, können
auch das Bewusstsein von Men-
schen verändern. Die folgenden
Aktionsvorschläge sind das Er-
gebnis von Brainstormings auf
verschiedenen Treffen. Wichtig
dabei ist: Direkte Aktionen sind
nur ein Element von emanzipato-
rischem Widerstand. Weitere,
ebenso bedeutsame Teile sind
Gegenöffentlichkeit, der Aufbau
von Freiräumen, Selbstorganisati-
on in Alltag und Politik und mehr.

Anti-Wahl-Aktionstage
vom 13.-15. September

Als Rahmen für ein Feuerwerk
kreativer Aktionen überall, unter
einem Motto, das Kritik und Visi-
on vereint, z.B. „Stimme erheben
statt abgeben“. Der Widerstand
sollte sich daher nicht auf Wahlen
beschränken, sondern z.B. auch
Lohnarbeit, Umweltzerstörung
und die Logiken von Herrschaft
im Alltag angreifen, immer in Ver-
bindung mit Gegenentwürfen. Es
gibt keine einheitliche Kampa-
gne, sondern eine gebündelte
Vielfalt, bei der die unterschiedli-
chen Positionen zugelassen wer-
den. Dazu gehört eine gemeinsa-
me Darstellung durch die Ver-
knüpfung der Vielfalt im Internet,
durch den Aufruf, die Vorberei-
tung usw. Über die offene Presse-
plattform im Internet sowie in den
regionalen Schwerpunkten ma-
chen die Gruppen und AkteurIn-
nen ihre eigene Pressearbeit.
Grundsätzlich sind alle Aktions-
formen denkbar, schön wären
solche, die das Motto anschaulich
umsetzen, z.B. RTS, Häuserbe-
setzungen als Freiräume. Oder
das Aneignen von Flächen in der
Fußgängerzone, dazu Schilder
„Sie verlassen den demokrati-
schen Sektor“, „Hier endet
Deutschland“ und dort dann visi-
onäre Dinge andeuten: Liege-
stühle, Tanzen, ErfinderInnen-Ek-
ke mit Technik für ein besseres
Leben. Höhepunkte des 14.9.
könnten z.B. ein bunter Anti-
Wahl-Block auf der Attac/DGB
Pro-Demokratie-Demo plus Ak-
tionen rundherum in Köln und
ein druckvoll-kreativer Aktionstag
gegen staatlichen Rassismus in
Gießen sein.

Wahllokale zum Aktion-
sort machen
Variante 1 : Wahlkabi-
nen/-lokale besetzen

Ab in die Wahlkabine ... auf die
klassische Art, also mit mit Tran-
spi, möglicherweise angekettet
oder mit Picknickkorb, gemütlich
machen, Frühstück in der Wahl-
kabine aufbauen usw. Warten, bis
WahlhelferInnen dich anspre-
chen, dann sofort vermitteln:
„Lassen sie nur ... ich muß erst
einmal kucken, wen ich da
wählen soll, die sind alle so ähn-
lich.“ Oder kombiniert mit ver-
stecktem Theater: Irgendwann
geht eine weitere Person in eine
andere Kabine; ihr fangt ein lau-
tes Gespräch über den Unsinn
des Wählens an: „Wen wählst du
denn?“ − „Schwierig, die machen
alle das gleiche: uns regieren −
das ist das Problem.“ Oder Wahl-
helferInnen ansprechen: „Also,
hier kann ich wählen, ja? Ich woll-
te mich mal beraten lassen. Ich
suche eine Partei, die gegen Herr-
schaft ist.“

Variante 2: Wahllokale zur
Bühne verwandeln

Tumult in Wahllokale
bringen und Diskus-
sionen anstiften durch
verstecktes Theater:

Ihr geht als „normal“ aussehende
Leuten rein, eine Hälfte wollen
wählen, andere Gruppe will nicht
wählen, ein Streit beginnt („Ach
Wählen bringt doch nichts ... kein
Bock mehr, regiert zu werden“).
Am Ende läßt sich Gruppe 1 da-
von überzeugen nicht zu wählen
und statt dessen für ein schönes
Leben aktiv zu werden. Dabei so
verhalten, dass unbeteiligte Men-

schen möglichst
mit einbezogen
werden, ihr ge-
meinsam über
Demokratiekritik
usw. diskutiert.
Und dann auf ins
nächste Wahllo-
kal!

Wahlkabine ver-
schönern

Wahlkabinen mit
Aufklebern und
Zetteln übersäen.
Dabei ist es mög-
lich, sowohl Zettel
mit Anti-Wahl-
sprüchen zu ver-
kleben. Gewitzter
wäre eine als amt-
liche Mitteilung

aufgemachte „Wahlanleitung“,
die zum ungültig wählen provo-
ziert (z.B. „Unterstreichen sie die
zwei KanidatInnen, die ihnen am
besten gefallen“, drei Kreuze er-
laubt usw.). Wichtig ist nachher
eine inhaltliche Vermittlung, z.B.
eine Pressemitteilung.

Stimmen einkassieren

Vor Wahllokal stellen mit Kasse
und für das Wählen Geld kassie-
ren, Motto: „Was nichts kostet ist
nichts wert.“ Die, die über Pro-
duktionsmittel, Macht und Kapi-
tal verfügen, haben ja auch sonst
das meiste zu sagen − warum
nicht auch bei Wahlen?! Und ir-
gend wann gehen die Stimmen
aus ... alle aufgekauft von den
Reichen.

Kommunikations-
guerilla, Subversion
Initiative „Pro-Wahl“

Ihr gründet eine Bürgerinitiative
„Pro-Wahl“, die während der
Wahlk(r)ampfphase mit Presse-

mitteilungen, In-
foständen in die
öffentliche Debat-
te eingreift. Ge-
genüber BürgerIn-
nen total über-
zeichnet, aber
ernsthaft argu-
mentieren, als
wärt ihr die über-
zeugtesten De-
mokratInnen
schlechthin:

„Auch nach die-
sen Wahlen wird
sich an Umwelt-
zerstörung, Krieg
und weltweiter
Armut nichts
verändern. Gera-
de deshalb ist es

unabdingbar; dass Sie wählen ge-
hen.“ „Weder SPD, CDU, Grüne,
noch PDS werden. Deshalb ist es
um so wichtiger, dass Sie wählen
gehen.“ Und das in einer schik-
ken Broschüre, die ihr überall in
Briefkästen wandern läßt usw.
Ziel ist, die absurde Logik von
Wahlen und Parlamentarismus of-
fen zu legen, die vorgetäuschte,
demokratische Freiheit zu demas-
kieren. (Noch verzwickter wird
es, wenn ihr eine andere Gruppe
eingreifen läßt, die zum Wahlboy-
kott aufruft und euch darauf be-
zieht. Oder z.B. ein ,offizielles‘
Behördenschreiben, dass absolut
sachlich-neutral den Ausfall der
Bundestagswahl mit der Begrün-
dung erklärt, dass es ohnehin kei-
ne wirklichen Änderungen geben
würde.

Fakes

Authentische Internetseiten von
SPD, Grünen & Co. berichten un-
verblümt über die ,wirklichen‘ In-
teressen und Kungeleien der Par-
teien. Die Herstellung täuschend
echter Kopien ist auch bei gerin-
gen HTML-Kenntnissen problem-
los. (Gute Beispiele: http://
welcome.to/gastronomie-gegen-
nato, www.afghanistankrieg. de).
Infostände von Parteien mit über-
zeichneten Slogans können sehr
wirksam sein. Allerdings greifen
diese Aktionen für sich stehend
nur einzelne Parteien an, die sy-
stemkritische Ebene fehlt.

Wahlplakate
verändern

Mit Minimalauf-
wand (Sprayscha-
blonen und Ed-
dings helfen...)
verändert ihr die
Aussagen von
Wahlplakaten.
Manchmal reicht
ein Wort, um die
Bedeutung der ur-
sprünglichen Aus-
sage zu verkeh-
ren. Im Vorfeld
der NATO-Tagung
tauchten in Mün-
chen z.B. massen-
weise Plakate mit
Oberbürgermei-
ster Ude auf, auf
denen „Wir unter-
stützen Mieter“ in
„Wir unterstützen
Mörder“ verän-
dert war. Denkbar
sind Sprechblasen
mit Sprüchen ge-
gen Wahl und de-
mokratische Herr-
schaft. Für eine
gute KG drauf
achten, dass die
Veränderung

nicht als solche zu
erkennen ist! Ein
schönes Beispiel

für ,Wahlwerbung‘ findet sich un-
ter www.contrast.org/KG.

 

 $
Julia Butterfly Hill

Die Botschaft der
Baumfrau
(2000, Riemann/Ber-
telsmann Verlag, 255
S.)

Ein sehr persönliches
Buch aus der Feder
der Frau, die mit ihrer
zweijährigen Baum-
besetzung berühmt
wurde − und der
Holzfirma Pacific
Lumber ein Stück
Wald abtrotzte. Das
Buch macht Mut,
wenn auch unüber-
sehbar ist, daß die
Erfolgsbilanz mehr
moralisch und per-
sönlich orientiert ist.
Tatsächlich war die
Rettung des Baumes
„Luna“ und des Wald-
stücks nur ein Stich
gegen die Rodung −
aber immerhin. Die
spirituelle Basis und
die Überhöhung des
Erfolgs vernebeln lei-
der den Blick. Ein ty-
pisches Buch in die-
ser Buchreihe, die
ökokapitalistische,
ökospirituelle und
globalisierungskriti-
sche Themen auf-
weist, allerdings
meist mit schwacher
politische Analyse.

Beteiligt! Aber
wie?
(Bericht 36/2000 der
Evang. Akademie
Loccum, 104 S.)

Der Tagungsband ei-
ner Veranstaltung
bringt verschiedene
Texte zusammen, die
keine Handlungsan-
leitungen, sondern
einen Überblick über
die Formen von Be-
teiligungen bringen,
die zur Zeit üblich
oder in der Diskussi-
on sind. Vor allem in
den Workshops wur-
den auch Vorschläge
zu Verbesserungen
gesammelt − anson-
sten bietet der Band
aber eher eine einfa-
che Übersicht als tie-
fergehende Vorschlä-
ge. Was völlig fehlt,
sind weitergehende
Formen − Autono-
mie, Selbstbestim-
mung usw. kommen
nicht vor.

Wichtiger Hinweis
für Aktionen
Bei allen Aktionen
auf die Bannmeilen-
bestimmung achten:
In der Nähe eines
Wahllokals dürfen
wohl keine direkten
Aussagen zur Wahl
gemacht werden in
Form von Infoständen
o.ä. Störung von
Wahlen ist eigener
Straftatbestand. Also
gut überlegen oder
subversiv nutzen. In
der Nacht vor der
Wahl könnte z.B. das
Wahllokal mit Propa-
gandasprüchen für
alle Parteien (Verstoß
gegen das Werbever-
bot in unmittelbarer
Nähe des Wahllokals)
voll gesprüht werden.

 $
Center für Civic Edu-
cation

Projekt aktive Bür-
ger
(2001, Verlag an der
Ruhr, 199 S., 17,90
Euro)

Ein schönes Buch,
anregend gestaltet
und mit vielen prakti-
schen Tipps für die
Formen politischen
Engagements, die im
Rahmen der demo-
kratischen „Norma-
lität“ stehen. Der
Hauptteil ist der Be-
schreibung eines
Projektablaufs im
Stadtteil gewidmet.
Es geht um den
Gruppenprozeß, also
die Formulierung von
Problemstellungen,
die Aufnahme der Ist-
Situation, Vorschläge
erarbeiten und in die
Öffentlichkeit bringen
usw. In einem zwei-
ten Teil wird Hand-
werkszeug vermittelt
− Kontakte zu Partei-
en oder Ämtern und
auf wenigen Seiten
auch kurze Beschrei-
bungen von eigenen
Aktionen. Hier be-
schränkt sich die
Spanne auf harmlose
Aktionen wie Petitio-
nen und Lichterket-
ten. Das ist schade −
selbst Straßentheater
oder ähnliches feh-
len, geschweige
denn direkte Aktio-
nen.

 $
Michael Zschiesche

Einmischen!
(2001, UfU in Greifs-
walder Str. 4/Berlin,
85 S., 5,50 Euro)

Der Klassiker in 5.
Auflage. Präzise und
übersichtlich werden
hier die rechtlichen
Möglichkeiten der
Mitbestimmung im
umweltplanerischen
Raum vorgestellt:
Bauleitplanung, Infor-
mationsbeschaffung,
Anträge, Bürgerent-
scheide usw.

Paul Krieger/Hans-
Jürgen Hantschel

Praxishandbuch
Rhetorik
(2001, Falken in Nie-
dernhausen, 272 S.,
18 Euro)

Ein praxisorientiertes
Buch mit zwei Haupt-
teilen: Gute Reden
und kluge Ge-
sprächsführung (ein-
schließlich Konferen-
zen). Die verschie-
denen Aspekte und
Möglichkeiten wer-
den beschrieben. Am
Beginn steht eine
Einleitung zu Kom-
munikation, am Ende
einige Checklisten
und Übungen.

Visionen 
von herrschaftsfreiheit

Utopiedebatte an-
zetteln, Freiräume
schaffen, Aktions-
formen entwik-
keln

Neben der kon-
kreten Ebene des
Handelns gehört
die offensive De-
batte um Utopien
und Alternativen
zu einem emanzi-
patorischen Wi-
derstand. Das
wirkt einerseits in-
tern, treibt es
doch den Prozeß
in Gruppen und
Projekten voran,

immer wieder kreative, neue We-
ge zu entwickeln.

Von „sofort“ bis zu
„nach der Revolution“

Emanzipation als Überwindung
von Herrschaftsverhältnissen und
gesellschaftlichen Konstruktio-
nen ist ein immerwährender Pro-
zeß. Eine Debatte, die sich immer
wieder an der Praxis mißt, ohne
durch das scheinbar nur „Mach-

bare“ aus-
gebremst
zu wer-

den, ist wichtige Voraussetzung
dafür. Es geht darum, Normalität
und Zwänge in Frage zu stellen,
Vorschläge und Visionen zu ent-
wickeln und zu benennen. Dafür
stehen alle Aktionsformen offen:

−  Öffentlichkeitsarbeit: Ob Dis-
kussionen, Veranstaltungen, öf-
fentliche Aktionen von Theater
bis Demo, Zeitungen, Radio,
Kunst und Kultur, Internet, Se-
minare und Workshops − alles
eignet sich auch für die Debatte
um Visionen herrschaftsfreier
Gesellschaft. Besonders wichtig
ist, auch bei Einzelthemen im-
mer den visionären Rahmen
mitzudiskutieren, damit Analy-
sen und Vorschläge nicht ver-
kürzen und bei den Details ste-
henbleiben.

−  Subversion & Co.: Verstecktes
Theater (z.B. in U-Bahnen, an
Infoständen, in Läden und
Behörden), Kommunikations-
guerilla usw. bieten gute Mög-
lichkeiten, Normalität und
Zwänge offenzulegen und an-
zugreifen. Ziel ist die Debatte
über Herrschaft und Visionen.

−  Direkte Aktion: Das gesamte
Akionsspektrum steht offen, um
Herrschaftsmuster in der Gesell-
schaft anzugehen − von der
ständigen direkten Intervention

im Alltag bis zu
größeren Aktionen
wie Besetzungen, An-
eignung, Gratisaktio-
nen oder Sabotage.
Visionäre Debatte
kann entstehen,

wenn die Vermittlung dafür
auch erfolgt.

−  Organisierung von unten: Auch
die internen Strukturen können
Ort visionärer Debatten und
Prozesse sein. Der Abbau von
Herrschaftsverhältnissen zu-
sammen mit der Stärkung von
Selbstorganisierung und freier
Kooperation kann ein Stück
Freiraum innerhalb von
Norm(alität) und Zwang schaf-
fen.

−  Stichwort „Freiräume“: Herr-
schaft ist immer totalitär, sie ver-
sucht sich auszudehnen, um
Kontrolle zu erreichen. Emanzi-
patorischer Wandel ist nur
denkbar, wenn sich immer mehr
Teile von Gesellschaft aus dieser
Totalität von Herrschaft, von Zu-
richtung, Zwängen, Normung
und direkter Unterdrückung
entziehen. Freiräume können
Plätze, Häuser, Gruppenstruk-
turen oder auch zeitlich be-
grenzt „befreite“ Orte wie Gra-
tiszüge, zurückeroberte Plätze
(Reclaim-the-Street
u.ä.) oder Veran-
staltungen sein.
Wo in ihnen konse-
quent Herrschaft
überwunden wird
und die Zwangs-
verhältnisse von außen (Zwang
zur materiellen Reproduktion
im Markt, Erwartungshaltungen,
Eigentumslogik und Besitz-
standswahrung usw.) überwun-
den werden, kann der Prozeß
beginnen, der Freiräume unter-

scheidbar macht von
Norm(alität). Verbunden mit ei-
ner offensiven Auseinanderset-
zung sind sie zudem wichtiger
Teil emanzipatorischen Wider-
stands.

Um Visionen zu diskutieren oder
auch selbst loszulegen, um Qua-
dratmeter für Quadratmeter der
Normalität die Freiräume abzu-
kämpfen, braucht keine Warte-
zeit mehr. Insofern ist auch die
Debatte um Reform oder Revolu-
tion die falsche Fragestellung. Es
geht nicht um „Alles“ oder
„Nichts“, sondern darum, mit al-
len Handlungen von unserer in-
ternen Struktur und Alltagsgestal-
tung bis zu direkten Aktion die
Kritik an Herrschaftsverhältnissen
zu verbinden. Was Herrschaft för-
dert, also z.B. hierarchische Or-
ganisierungsformen, mehr Staat,
Markt oder andere Gewaltver-
hältnisse, ist falsch − egal ob als
Reform oder Revolution gedacht.
Was befreit, Selbstentfaltung und

Gleichberechtigung fördert,
Handlungsmöglichkeiten erwei-
tert und Staat, Markt sowie Ge-
waltverhältnisse schwächt, ist ein
Baustein emanzipatorischer Poli-
tik!

 

 

Internet
Utopien: www.thur.de/
philo/ku1.htm

Debatte um Visionen:
www. projektwerk-
statt.de/ herrschaft

Direkte Aktion: www.
projektwerkstatt.de/
da

Materialien: www.
projektwerkstatt.de/
materialien, u.a.:

Reader „Ökonomie
von unten“ und „Herr-
schaft ausmachen!“

Buch „Freie Men-
schen in Freien Ver-
einbarungen“

Einige Contraste- und
Ö-Punkte-Ausgaben

Direct-Action-Fibel

Hinweis Repressi-
onsbehörden:
All das ist kein Aufruf
zu Straftaten, son-
dern der Versuch auf-
zuzeigen, von wel-
chen Gefahren Wah-
len bedroht sind und
geschieht daher zum
Schutz der freiheit-
lich demokratischen
Rechtsordnung.
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Ideensammlung für vielfältige, direkte Aktionen

Widerstand ist mehr 

als Wahlboykott!
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Wahlveranstaltungen
„sprengen“

Wahlveranstaltungen zu verhin-
dern erweist sich aufgrund ver-
stärkter Sicherheitsvorkehrungen
als schwierig. Viel weniger Auf-
wand entsteht für euch, wenn ihr
als ,Fans‘ der jeweiligen Politike-
rInnen auftaucht: Mit Jubelorgi-
en, endlosem Applaus und
Sprechchören ist schon so man-
che Wahlveranstaltungen vor Ort
gesprengt worden, weil die Red-
nerInnnen irgendwann entnervt
aufgeben. Andere bevorzugen
Farbbeutel.

Weitere Ideen vor, wäh-
rend & nach der Wahl
Trauermärsche

Während der letzten Hochrech-
nungen wandert ihr als Trauer-
märsche durch eure Stadt (mit
Abstecher zu Wahlparties?), um
zu beklagen, dass sich wieder
mal nichts geändert hat und so
viele Menschen auf den Wahl-
quark herein gefallen sind. Nach
der Wahl eine Schweigedemo
machen, Münder symbolisch zu
kleben, Motto: „Wir haben unse-
re Stimme abgegeben, jetzt ha-
ben wir nichts mehr zu sagen!“
Oder auch schon vorher in Äm-
ter, Behörden latschen und rum-
nerven: „Wo kann ich hier meine
Stimme abgeben? Hab ich dann
überhaupt noch was zu sagen?“

Die Alternative wäre, einige Tage
vor der Wahl eine etwas andere
Prozession durchzuführen: Die
Demokratie beerdigen ... für
selbstbestimmtes Leben!

Wahlparties „angreifen“

Wahlparties (nach der Wahl) stö-
ren, vor allem in größeren Städ-
ten. Sehr witzig wäre, dort alle
Fernseher lahmzulegen, zuzukle-
ben, zu übermalen − natürlich
mit inhaltlicher Vermittlung.

Anti-Wahlparties

Organisiert Parties, Konzerte u.ä.
mit freiem Eintritt für abgerissene
Wahlplakate, Fotos von subversi-
ve veränderten Plakaten oder
nicht-abgegebene Wahlzettel
usw. Oder am Wahltag offensiv
zum Picknick im Grünen, zum
Schwimmen einladen.

Selber kandidieren

Du stellst dich selbst zur Wahl
und nutzt die massive Öffentlich-
keit, um gegen Stimmabgabe,
Demokratie usw. anzustänkern.
Vorsicht: nicht
zu ernst neh-
men, sonst lan-
dest du doch
noch in den
Fängen des
Parlamentaris-
mus ...

Zuschrift von Hans Söllner auf die Fra-
ge zu seiner Einstellung zu Wahlen ...

Alltag und Politik zu trennen, ist
falsch. Aus vielen Gründen. Nicht
nur deshalb, weil der Alltag zum
Leben dazugehört und sich die
Frage stellt, warum wir gerade da,
wo wir den größten Gestaltungs-
spielraum haben, auf emanzipa-
torische Ziele verzichten sollten −
zumal uns eine zumindest teil-
weise Überwindung von Herr-
schaftsverhältnissen und den
Zwängen z.B. marktorientierter
Reproduktion oder Abhängigkeit
von Staat, ArbeitgeberIn oder
VermieterInnen erhebliche Ge-
winne an Handlungsfähigkeit
bringen kann. Nein ... den Alltag
zum Ort von kreativem Wider-
stand und visionärer Debatte zu
machen ist vor allem deshalb
schlau, weil er immer und überall
vorhanden ist. Der Streß materiel-
ler Reproduktion, die Diskrimi-
nierung nach Geschlecht, Haut-
farbe, Alter, Leistungsfähig-
keit/-willigkeit usw., die willenlo-
se Ergebenheit gegenüber Auto-
ritäten und Institutionen, das Stre-
ben nach Macht und Profit, die
totale Konkurrenz bis in jedes
Spiel hinein − all das begegnet
uns immer und überall. So grau-

selig das ist, es ist
auch die Chance,
Widerstand zu le-
ben, direkte Akti-
on zur Alltagsge-
staltung zu ma-
chen und so aus-
zubrechen aus
der permanenten
Ohnmacht, aus
dem Ausgeliefert-
sein gegenüber
Zuständen, die
wir sonst nur zu
besonderen

Events angreifen
... wie andere

 $
Konrad Buch-
wald/Wolfgang En-
gelhardt

Umweltschutz −
Grundlagen und
Praxis
(17 Bände, Economi-
ca in Bonn, insge-
samt 400 E)

Die 17 Bände sind
das umfangreichste
Gesamtwerk im Be-
reich Natur- und Um-
weltschutz, Land-
schaftsplanung usw.
Nach Themen ge-
trennt, z.T. nochmal
in zwei Bände unter-
teilt, versuchen ver-
schiedene AutorIn-
nen, den großen
Rahmen der jeweili-
gen Fragestellungen
abzuhandeln. Die
Reihe will ein Grund-
lagenwerk sein −
und so sind die Text
auch geschrieben.
Vorläufer des Ganzen
war das vierbändige
Werk „Handbuch für
Planung, Gestaltung
und Schutz der Um-
welt“ der gleichen
Herausgeber, das
aus den Jahren 1978
bis 1980 stammte.
Die neuen Bücher
sind in der zweiten
Hälfte der 90er Jahre
erschienen. Ihre Tex-
te sind gespickt mit
Abbildungen, z.B.
Karten, Schema-
zeichnungen von Ver-
kehrskonzepten bis
zu Biotopquerschnit-
ten.

Beispielhafte Einzel-
vorstellungen:

Buchwald/Engel-
hardt/Schlüter

Schutz der Meere
(1996, 2 Bände, 188/
168 S. je 22,90 E)

Die beiden Bände tei-
len sich nach den
beiden Meeren auf,
an die der deutsch-
sprachige Raum
stößt. Im ersten geht
es um die Nordsee,
und das Wattenmeer
und sein Bedrohun-
gen wie Gifte, Jagd,
Fischerei, Mi-
litärübungen usw. so-
wie um Deiche und
landschaftsbaulichen
Küstenschutz. Im
zweiten Band, zu
Ostsee und Bodden-
landschaft, seht ei-
nerseits die Wasser-
qualität, interna- tio-
nale Schutz-
bemühungen usw. im
Mittelpunkt, zum an-
deren die Ökosyste-
me der Bodden und
ihr Schutz.

Alltag
und Wi-
derstand

Fast wie ein „Naturgesetz“ durch-
ziehen formale (Vorstand, Koor-
dinationsgruppe, Moderation
usw.) und informelle (Dominan-
zen, intransparente Zirkel und
Entscheidungsverfahren) Hierar-
chien bestehende Gruppen, Ver-
bände, Vernetzungen und Aktio-
nen mit ihren Plena, Informati-
onsflüssen und Entscheidungs-
abläufen. Fast alle Versuche, sie

zu beseitigen
oder zu überwin-
den, enden nach
kurzer Zeit erfolg-
los oder tauschen
eine Hierarchie-
form gegen die
nächste. „Von un-
ten“ als Prozeß
gleichberechtigter
und autonomer
Menschen sowie
gleichberechtig-
ter, autonom agie-
render Gruppen
und Zusammen-
hängen findet
nicht oder kaum
statt. 

Emanzipatorischer Widerstand
kann die eigenen Zusammenhän-
ge nicht auslassen − die Zeiten
quälender Plena, intransparenter
Machtzirkel, der Neigung zu zen-
tralen Strukturen oder Entschei-
dungen, der Stellvertretungspoli-
tik in der Bewegung und des do-
minanzbildenden Gegeneinan-
ders müssen vorbei sein. An ihre
Stelle tritt die freie Vereinbarung,
das horizontale, gleichberechtig-
tes Miteinander, die Dezentrali-
sierung von Entscheidungen, das
konsequente Ringen um Transpa-
renz und gleichberechtigten Zu-
gang zu Wissen und Ressourcen
in politischen Zusammenhängen,
aber auch die Effizienz der Idee
„Jeder Mensch ist einE ExpertIn„
− umgesetzt in einer kreativen
Organisierung von unten!

Vorschläge
Wer Dominanzabbau und den
Aufbau herrschaftsfreier will, darf
nicht auf den spektakulären Ein-
zelfall oder die bürokratische Ver-
regelung schielen, sondern auf
die Entwicklung eines kontinuier-
lichen Prozesses. Dieser entsteht

nicht von selbst, sondern bedarf
konkreter Handlungsformen. Die
wichtigste Forderung ist, über-
haupt mit dem Probieren, kreati-
ven Denken und Experimentie-
ren mit hierarchiefreien Diskus-
sionsformen usw. zu beginnen,
damit ein Know-How, ein Erfah-
rungsschatz von Möglichkeiten
entsteht − zum Prozeß gehört
auch die ständige Reflexion und
Weiterentwicklung der angewen-
deten Methoden sowie der ein-
gegangenen Vereinbarungen. Sie
sind Hilfsmittel − der Zweck ist
die Schaffung von Gleichberech-
tigung, Selbstentfaltungsmöglich-
keiten für alle, angstlose Kommu-
nikation und Kooperation. Dafür
sind wichtig:

−  Transparenz: Nicht alles an po-
litischer Arbeit und Aktionen ist
geeignet, öffentlich kundzutun.
Was nicht innerhalb eines Akti-
onszusammenhangs transpa-
rent ist, kann aber auch nicht
dessen Aktion sein − sondern ist
autonom durchgeführte Aktion
einer Teilgruppe, die dafür ihre
eigenen Entscheidungen trifft.
Ansonsten gilt: Jedes Mehr an
Transparenz, angefangen vom
Wissen um Diskussionsprozes-
se, interne Strukturen bis zum
Zugang zu Wissen, Know-How
und Ressourcen dient auf dem
Abbau von Dominanzen.

−  Keine Abstimmungen aller:
Wichtig ist die Autonomie der
Einzelnen und der Teilgruppen,
d.h. es gibt keinen Zwang zur Ei-
nigung, wohl aber die Möglich-
keit. Was gemeinsam läuft, soll
aus dem Willen dazu entstehen,
nicht aus der Norm. Konkret
gehört hierzu, Entscheidungen
und Aktivitäten zu dezentralisie-
ren sowie zentrale Gremien wie
Vorstände, Koordinierungskrei-
se oder Plena zu entmachten.
Die Entmachtung des Plenums
ist nicht zu verwechseln mit
Vereinzelung und Nebeneinan-
der. Ganz im Gegenteil: Dort,
wo kein Zwang zur Gemein-
samkeit besteht, kann Gemein-
sames aus dem Willen der auto-
nomen Teile des Ganzen wach-
sen − eben, in dem sich viele zu-
sammentun, die eine Idee ge-
meinsam verfolgen wollen. Nö-

tig dazu sind keine Abstimmun-
gen, sondern die Transparenz,
wer welche Ideen verfolgt und
wo Mitwirkung möglich ist.

−  Kooperationen fördern: Koo-
peration und Austausch entsteht
nicht immer von selbst. Es soll-
ten aktiv und kreativ Formen ge-
funden werden, wie diese zwi-
schen Gruppen entstehen kön-
nen: Plena, Infowände, Mailing-
listen, Rundbriefe, Zeitungen,
Internetseiten, Vernetzungstref-
fen nach Open-Space − diese
und mehr Möglichkeiten stehen
zur Wahl.

−  Rücksicht auf die Aktionsmög-
lichkeiten anderer autonomer
Teilgruppen: Die Autonomie
der handlungsfähigen Teilgrup-
pen muß dort zu Abstimmungs-
prozessen führen, wo die Auto-
nomie anderer Gruppen einge-
schränkt wird. Dafür treten die
jeweils betroffenen Gruppen in
Kontakt und einigen sich direkt.
Das Plena und andere Aus-
tauschstrukturen dienen hier
wiederum nur der Transparent-
machung solcher Konflikte oder
Kollisionen (z.B. im Rahmen
von Aktionen, wenn unter-
schiedliche Aktionen gleichzei-
tig und am gleichen Ort stattfin-
den würden, die sich aus-
schließen).

−  Gleichberechtigte Diskussions-
verfahren entwickeln, also keine
Führungspersonen, keine Mo-
deration, keine Räte: Jede Form
von Delegation der Führung
oder auch Gruppenprozeß-
Steuerung schafft Ungleichhei-
ten. Daher sind alle Formen von
herausgehobenen Gremien
oder Personen zu vermeiden −
unabhängig von ihrer genauen
Rolle und ihrem Titel. Vorstän-
de, Kommissionen, Koordinati-
onsgruppen, SprecherInnen-
räte, ModeratorInnen: Sie alle
sind eine „Wichtigleute“-Ebene
gegenüber den anderen. In der
Regel sind ihre Entscheidungen
zudem nicht transparent. Solche
herausgehobenen Stellungen
sind überflüssig, es gibt genü-
gend andere Mittel in Entschei-
dungsprozessen und zum Ab-
bau informeller Hierarchien.

−  Gleichberechtigung als Prozeß
aller: Nicht irgendwelche Gre-
mien oder Gruppenprozeß-
Steuernde (wie ModeratorIn-
nen), sondern alle Menschen
sind gleichberchtigt „zuständig“
dafür, daß der Gruppenprozeß
gleichberechtigt läuft. Die Idee
ist, daß alle gleichberechtigt auf
die Form gleichberechtigter
Gruppenprozesse achten.
Dafür ist wichtig, daß sich die
Gruppe Dominanzverhältnisse
klar macht und vereinbart, daß
alle darauf achten. Das kann
auch in völlig neuen Gruppen,
z.B. einmaligen Arbeitsgruppen
auf Seminaren oder größeren
Treffen, geschehen − meist
reichten 5-10 min zu Beginn,
um zu vereinbaren, daß gleich-
berechtige Diskussionsstruktu-
ren angestrebt werden und alle
darauf achten, daß z.B. Meldun-
gen von Leuten berücksichtigt,
Dominanzen offengelegt wer-
den usw.

−  Direkte Intervention statt Stell-
vertretung: Falsch ist es, Plena
oder Gremien durch die Über-
tragung von Aufgaben wichtig
zu machen, die auch direkt ge-
klärt werden können. Hierzu
gehören z.B. die Organisation
reproduktiver Arbeiten oder das
Einschreiten gegen Dominanz,
Diskriminierung oder Übergrif-
fe. Das Plenum sollte klären,
daß es die Aufgabe aller ist,
emanzipatorische Prozesse di-
rekt durchzusetzen. Damit ist
nicht in erster Linie die Anwen-
dung von direkter Gewalt, son-
dern das „Sich-kümmern„ und
“Sich-Positionieren" gemeint.
Beispiel: Wenn jedes sexistische
oder rassistische Verhalten so-
fort auf den Protest vieler trifft
und die Person(en), von der es
ausgeht, kritisiert und zur Dis-
kussion gezwungen wird, wird
ein solches Verhalten viel eher
zu verändern sein als dann,
wenn solche Themen immer
vertagt und auf scheinbar wich-
tige Gremien verlagert werden
− mal abgesehen von der dort
schwierigen Diskussionsform
wegen des völlig unpassenden
Rahmens.

 $
Dreher/Faul-
stich/Knauer/Schen-
kel

Abfallwirtschaft
und Umwelt
(1998, 186 S., 

25,50 E)

Nach einer Einfüh-
rung u.a. in die Ge-
schichte der Abfallpo-
litik geht es zunächst
um Stoffströme und
Modelle für das Ver-
ständnis des Pro-
blems Abfall. In den
Hauptkapiteln folgen
dann technische Be-
schreibungen von
Abfallbehandlungs-
anlagen sowie politi-
sche Steuerungsfor-
men wie Abgaben
oder Exportbe-
schränkungen.

Buchwald/Engelhardt

Verkehr und Um-
welt
(1999, 2 Bände, 

354 bzw. 325 S.,

je 39,90 E)

Die beiden kurz vor
dem Abschluß der
Reihe erschienenen
Werke gehören zu
den dicksten. Im er-
sten Band geht es
um die Auswirkungen
des Verkehrs, um
ökologische Folgen
und die Verkehrspoli-
tik. Im zweiten Band
steht dagegen die
Planung im Vorder-
grund − und dort vor
allem die Möglichkei-
ten, wo und wie land-
schaftsplanerische
und Umweltbelange
in die Verkehrspla-
nung einfließen kön-
nen. Planungsrechtli-
che Regelungen,
Verfahrensabläufe
usw. werden präzise
beschrieben. Etliche
AutorInnen haben an
beiden Bänden mit
Kapiteln mitgewirkt.

Weih- nachten
feiern.

Widerstand im Alltag er-
setzt die großen, breit öffentlich
angelegten Aktionen nicht, son-
dern ist eine eigene Aktionsform.
Und sie hat viele Facetten:

−  Direkte Intervention: Jede Herr-
schafts- bis Gewaltausübung
zwischen Menschen kann und
sollte Ort der direkten Interven-
tion sein − nicht auf andere war-
ten, nicht denken „das könnte ja
auch ...“ und nicht die Bullen ru-
fen, wenn es auch direkt geht.
Doch so einfach ist das nicht:
Sich bei sexistischen Übergrif-

fen, rassistischen
Pöbeleien oder
den BGS-Kontrol-
len im Bahnhof,
bei den ewigen
Maßregelungen
von Kindern im
Zugabteil, Warte-
zimmer oder
überall anders zu
verhalten, bedarf
der Vorbereitung,
am besten des
Trainings. Wer al-
lein oder in der
Gruppe unter-
wegs ist, bei Tref-
fen, Ausbildungs-

oder Arbeitsplatz weilt − Herr-
schaftsausübung gibt es überall
und das direkte Eingreifen
schafft die Chance für kleine
Prozesse bis hin zu visionären

Debatten.

−  Direkte Aktion:
Sozusagen die er-
weiterte Fassung
der direkten Inter-
vention ist die
Idee, in die alltäg-
liche Norm(alität)
einzugreifen − al-
so selbst den An-
laß für Debatte zu
erzeugen. Das
Spektrum ist hier
genauso breit wie
bei direkten Ak-
tionen zu politi-
schen Fragen: Ver-
stecktes Theater,
Kommunikations-
guerilla, Militanz
usw. Wichtig ist
immer, daß die
Aktion zielgenau
ist, Inhalte vermit-
telt und visionäre
Debatte/Herr-

schaftskritik mit
der Detailkritik
verbindet.

−  Alternativen für
den Alltag aufbau-
en: Wo Alternati-
ven zu Markt und
Staat, zu Herr-
schaft und Diskri-
minierung entste-
hen und offensiv
ausgerichtet sind
(Öffentlichkeits-
arbeit, Offenheit,
Aktionen), kön-
nen sie
Norm(alität) eben-
falls in Frage stel-
len, Reibungs-

flächen schaffen. Zudem bilden
sie Ausbruchspunkte für die ei-
gene Einsortierung im markt-
und herrschaftsförmigen Alltag.
Wo Umsonstläden das Schen-
ken organisieren, wo Häuser
und Projekte mit liquidiertem Ei-
gentumsrecht entstehen, Plätze
dem Konsumterror entrissen
und öffentlich zugänglich wer-
den, wo kollektive und offene
Formen des Lebens und der Po-
litik entstehen, da kommen Wi-
derstand und Vision zu einer
spannenden Mischung zusam-
men.

 $
Dahl/Niekisch/
Riedl/Scherfose

Arten-, Biotop-
und Landschafts-
schutz
(2000, 438 S., 

39,90 E)

Das „klassische“
Thema erschien als
letztes − dafür ist der
Band aber auch be-
sonders dick gewor-
den. Geteilt ist das
Buch in vier Kapitel,
den Arten- und dann
den Biotopschutz mit
seinen ökologischen
und planerischen
Grundlagen, dann
die Instrumente des
Flächenschutzes und
schließlich der inter-
nationale Arten- und
Biotopschutz.

Buchwald/Engelhardt

Freizeit, Touris-
mus und Umwelt
(1998, 310 S., 

39,80 E)

Vierzehn Einzelkapi-
tel reihen sich hinter-
einander − sie rei-
chen vom Tourismus
in Großschutzgebie-
ten bis zu Fragen der
Umweltbildung. Un-
gefähr die Hälfte der
Texte behandelt Fra-
gen der Planung, der
Bewertung von Land-
schaftsräumen und
methodische Fragen.
Die anderen Kapitel
drehen sich um
große Landschafts-
räume wie die Alpen
oder das Watten-
meer.

Internet
Selbstorganisierung
in Alltag und Politik:
www. projektwerk-
statt.de/ von-unten

Direkte Aktion: www.
projektwerkstatt.de/
da

Materialien: www.
projektwerkstatt.de/
materialien, u.a.:

Reader „Ökonomie
von unten“

Buch „Freie Men-
schen in Freien Ver-
einbarungen“

Direct-Action-Fibel

Zeitung „Contraste“

Interne Dominanzen abbauen, Kreativität fördern

Entscheidungsfindung
von unten

Internet
Projekt HierarchNIE!:
www. projektwerk-
statt.de/ von−unten

Organisierung von
unten: www. projekt-
werkstatt.de/ ovu

Materialien: www.
projektwerkstatt.de/
materialien, u.a.:

Reader „Entschei-
dungsfindung von
unten“ und „Herr-
schaft“

Buch „Freie Men-
schen in Freien Ver-
einbarungen“

Zeitung „Contraste“
zu Organisierung von
unten
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